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Berlin den 27. Mai. Se. Majeftät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Geheimen Medizinal⸗Rath, Dr. Auguſtin zu Potsdam, den Rothen 
Adler⸗Orden zweiter Klaſſe mit Eichenlaub; ſo wie dem Oberſt⸗Lieutenant a. D., 
Igel, und dem Regensburger Dom⸗Chor-Vikar Lipf, bisher Seeretair des 
Fürſtbiſchofs von Breslau, Freiherrn von Diepenbrock, den Rothen Adler-Orden 
vierter Klaſſe zu verleihen. 


Se. Excellenz der General der Infanterie, General-Inſpecteur der Feſtungen 
und Chef der Ingenieure und Pioniere, von Aſter, iſt nach dem Rhein ab⸗ 
gereiſt. 


(Die Bauern.) Es iſt wichtig auch für den Beobachter unſerer ſocialen 
Zuſtände, daß Auerbach's kindliche, herzliche Dorfgeſchichten zu den bedeutſamſten 
Thaten der modernen Dichtung gehören: als man glaubte, die Poeſie ſei bereits 
aus ganz Deutſchland gewichen, als vaterländiſche Dichter ſchon bei den Bedui⸗ 
nen der Wüſte ihre Stoffe ſuchten, da fand man die Poeſie plötzlich bei den Deut⸗ 
ſchen Bauern wieder! — Der Bauernſtand iſt der konſervativſte Stand im edel⸗ 
ſten Sinne, weil ihm die Heimath am innigſten an's Herz gewachſen iſt, weil 
fein Wohl und Wehe am meiſten davon abhängt, daß die vaterländiſchen Zuftände 
organiſch und ohne zerſtörenden Kampf ſich weiterbilden. Es bangt jedem Ein⸗ 
ſichtigen vor dem unheimlichen Umfichgreifen des Proletariates, vor der Unruhe, 
welche das verzweifelte Ringen der Beſitzloſen um die Exiſtenz in unſere ſociale 
Verhältniſſe gebracht hat, und man ſorſcht nach, wo denn eigentlich noch die fe= 
ſten Pfeiler der Geſellſchaft ſeien; die erſten feſten Pfeiler aber bilden 
die Bauern. Und doch vielleicht nicht ſowohl die Bauern wie ſie ſind, ſondern 
wie fie fein könnten. Es liegt hierin eine eindringliche Mahnung, den Bauern⸗ 
ſtand ſolid zu erhalten oder ihn wieder ſolid zu machen. Es iſt das ererbte 
Ehrgefühl des deutſchen Bauern, daß er nicht Taglöhner ſein will, ſondern ſeinen 
eigenen Acker, ſei er auch gar gering, beſitze, daß er nicht im Lande umherſchweife, 
ſordern unterm eigenen Dache ſchlafe. Man wird finden, daß in den Gegenden, 
wo noch ein ächter Bauerſchlag wohnt, der Arme lieber durch ſeinen allzugeringen 
Grundbeſitz ſich ruinirt, als daß er den reichen Lohn eines fremden Herrn nimmt. 
Der Bauer kann vielleicht von allen Leuten am wenigſten die Genialität des Aben- 
teurerlebens begreifen, das Proletariat hat nirgends eine ſchillernde Seite für ihn. 
Im Weſtphäliſchen gehen die Minderbegüterten das halbe Jahr auf die Wander— 
ſchaft nach Holland, aber blos, damit die Frau daheim den Grundbeſitz erhalten 
tönne, und damit fie ſelbſt in der andern Jahreshälfte am eigenen Heerde ſitzen 
können. Es iſt rührend, wie die Weſtphäliſchen Hüttenarbeiter in den Aheini— 
ſchen Eiſenhütten mit aufreibendem Eifer arbeiten, damit ihren Kindern das arme 
yärerliche Erbgut drüben in Weſtphalen bewahrt bleibe. Der Werth, den der 
Bauer auf feſten Beſitz legt, geht fo weit, daß auch ein armer Baner auf den 
5108 von feiner Beſoldung lebenden Städter von oben herab ſieht, und wenn er 
ihn auch um ſein ſchönes Auskommen beneidet, doch leicht in's Geheim meint, es 
ſtecke „nichts Rechts“ dahinter. — Und dieſen tief gewurzelten Sinn für den fe⸗ 
ſten Beſitz ſucht man nicht zu ſtaͤrken und zu mehren? — Ich will anzudeuten 
ſuchen, welche Streitmacht für die Aufrechthaltung der ſocialen Ordnung wir uns 
in dem Bauernſtande zu erziehen vermöchten. Man ſpricht häufig — und mit 
Recht — von der allzugroßen Zerſplitterung des Grundbeſitzes und doch beklagt 
man's auf der andern Seite, daß große Gütercomplexe zu maſſenhaft angehäuft 
werden. Beides ift bedenklich und wird es um fo mehr, weil Deutſchland über, 
haupt bei weitem nicht ſo viele Grundbeſitzer zählt, als es zählen könnte und ſollte. 
In Frankreich rechnet man auf 2 Familien, in Belgien auf 4, in Hannover auf 
6, in Preußen auf 7, in Würtemberg auf 10, einen Grundbeſitzer. Dieſes 
Verhältniß iſt offenbar kein günſtiges für uns, obendrein ein unnatürliches. Man 
hat berechnet, daß in Hannover blos durch Zerſchlagung der Domänen, 


der Klofters und Stiftsgüter ein Zuwachs von 61,000 Grundbeſitzern ermöglicht, 
d. h. daß ſich ſodann das Verhältniß in dieſem Lande fo wie in Belgien heraus⸗ 
ſtellen würde. Die Vermehrung der mittleren Grundbeſitze follte- 
eine Hauptaufgabe unſerer politiſchen Oekonomie ſein. Da wandert z. B. eine 
ganze Gemeinde nach Amerika, ſie veräußert ihr Beſitzthum, ein großer Gutsherr 
wird es erſtehen. Wo früher Grundbeſitzer lebten, da leben jetzt Tagelöhner. Wäre 
es nicht ein preiswürdiges Beginnen, wenn die Regierung einem ſolchen Kaufe 
zuvorkame, den ganzen Gemeindebeſitz an ſich kaufte, um ihn dann in gut 
proportionirten Parzellen zu niedrigen Preiſen einer Zahl von 
Bauern zu überlaſſen? In früheren Jahrhunderten haben mitunter Deut⸗ 
ſche Fürſten ganze Stadttheile auf eigene Rechnung erbaut, um die einzelnen wohn⸗ 
lichen Häuſer für ein geringes Geld ihren Unterthanen zu überlaſſen, damit Schön⸗ 
heit und Wohljtaud ihrer Reſidenzen gehoben werde. Sollte der moderne Staat 
zu ſo viel höherem Zwecke hier nicht etwas Aehnliches thun? — Die Einführung 
des Bauernmajorats oder auch der Verlooſung des väterlichen Grundbeſitzes unter 
den Söhnen widerſtrebt dem modernen Rechtsbewußtſein, die Zerſplitterung des 
Grundeigenthums, bis zu einem gewiſſen Grade heilſam, wird in dem Extrem, 
worin. fie bereits an vielen Orten auftritt, ſehr verderblich. Auf beiden Seiten 
droht das ſchlimmſte Proletariat — das Bauernproletariat. Aber noch iſt ja 
Naum für ſo viele Grundbeſitzer, wenn man die Domänen zerſchlüge, wenn man 
die fo großen Güterkomplexe, welche ſich noch immer in der todten Hand be⸗ 
finden, den Lebenden wiedergäbe. Eine recht große Zahl mittlerer Grundbeſitzer 
macht die Nation ſtark nach außen und innen. Beides bedürfen wir. — Auch 
die innerre Entwickelung des Bauernſtandes iſt bedeutend hinter andern Ständen 
zurückgeblieben. Die Ariſtokraten unter den Bauern, die „Oekonomen“, has 
ben durch theoretiſches Studium oft den Vorrang über die praktiſchen Handgriffe, 
über den herkömmlichen Erfahrungslandbau gewonnen, ſie repräſentiren den Bau⸗ 
ernſtand, z. B. auf den Landtagen und ſind doch nur zur Hälfte Bauern. Durch 
fie werden auch viele zu der Illuſion verleitet, das Intelligenz und Selbſtſtändig⸗ 
keit des Bauernſtandes außerordentlich gewachſen ſei. Es ſind aber die vielen 
Tauſende der kleinen Grundbeſitzer, welche ſelber hinter dem Pfluge gehen, poli⸗ 
tiſch und nationalökonomiſch weit wichtiger als jene „Oekonomen“. Der eigent⸗ 
liche Bauerſtand aber hat in neuerer Zeit wenig oder nichts gewonnen. Der Bauer 
war früher von Frohnden und Laſten aller Art gedrückt, er war wohl gar leibei⸗ 
gen, es iſt wahr, er iſt in dieſem Sinne frei geworden. Dafür aber iſt er jetzt 
abhängig vom baaren Gelde, d. h. von den Schacherern. Sonſt erhielt der 
Bauer überall ſein Gemeindeholz, jetzt muß er ſich das meiſte Holz kaufen. Wollte 
er ſein Haus repariren oder ſich ein neues bauen, ſo wirkte er ſich die Erlaubniß 
aus, das Baumaterial draußen zuſammenſuchen zu dürfen, die Nachbarn halfen 
ſich gegenſeitig, jeder baute ſelber; jetzt braucht man Maurer und Zimmerleute. 
Der Bauer kann recht wohlhabend fein, nur wird er in der Regel wenig baares 
Geld haben. Sonſt war die eigene Kraft und die Zeit ſeine baare Capitalaus⸗ 
lage, jetzt muß er beim Juden leihen; kommt er von den Hypotheken erſt zu den 
Generalhypotheken, daun wird er in der Regel bald ausgeſogen und ein Proleta- 
rier ſein. Von allen Staatsbürgern wird der Bauer am ſpeziellſten von der Po⸗ 
lizei gouvernirt und da er vorzugsweiſe mit den prononzirteſten Beamten, nämlich 
mit den Subalternbeamten, zu thun hat, fühlt er die Einflüſſe bureaukra⸗ 
tiſcher Adminiſtration am ſcharfſten. Und doch iſt ein mehr patriarchaliſches 
Gouvernement, welches den Einzelnen moͤglichſt gewähren läßt, gerade bei den 
Bauern immer ein Segen geweſen. Wir können das heute noch in abgelegenen 
Gebirgsgegenden ſehen, wo das alte Herkommen ſich neueren Inſtitutionen gegen- 
über erhalten und dem Bauernſtande eine auffallende Kraft und Selbſtſtändigkeit 
bewahrt hat. — Denn mit dieſer koketten Intelligenz, die man häufig durch halb⸗ 
gebildete und überbildete Schullehrer den Bauern einimpft, iſt's nicht gethan, ſo⸗ 
lange der Bauer noch in ſo großer ſtaatsbürgerlicher Unſelbſtſtändigkeit und Abge⸗ 
ſchloſſenheit lebt. Man gebe ihm Theil an der Gemeindeverwaltung, 
mindeſtens Einſicht in dieſelbe, damit er ſich als Staatsbürger bewußt werde, 
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man erneuere den Sinn für die kirchliche Gemeinſchaft, indem man den 
Gemeinden die Wahl des Pfarrers und die Betheiligung an der kirchlichen Admi⸗ 
niſtration wiedergibt, d. h. man fördere vor allem die praktiſche Intelligenz, 
bevor man die theoretiſche fo mächtig begünſtigt. Der Handwerker erwirbt 
ſich den freieren praktiſchen Weltblick in ſeinen Wanderjahren, dem Gebildeten 
ſteht ohnehin auch zu Hauſe die Welt offen, nur der Bauer vegetirt mit halbem 
Bewußtſein in feiner Abgeſchloſſenheit. Sonſt war es anders. Der feiner Herr— 
ſchaft gegenüber auf einen weit weniger humanen Fuß geſetzte Bauersmann war 
doch ſelbſtthätiger oder mindeſtens ſelbſtbewußter in feiner bürgerlichen Stellung 
wie gegenwärtig. — Der deutſche Bauernſtand, der freilich an einigen Orten 
kräftig emporblüht, geht im allgemeinen nicht vorwärts, aber es iſt ein ſchönes 
Zeichen, mit welcher Macht er ſich gegen das Sinken ſträubt. Es 
iſt das Beweis, daß er eines friſcheren Aufwuchſes fähig iſt. — Schließlich möge 
man aber auch noch bedenken, daß im Bauernſtande nicht nur die innere Kraft 
und die fociale Geſundheit der Nation ruht, ſondern auch nach Außen hin die 
Wehrhaftigkeit. Ein Volk, welches wenige kleine Grundbeſitzer hat, die 
für Haus und Heerd ſtreiten, iſt im Kriege kein ſtarkes Volk. Iſt es aber nicht 
ſeltſam, daß Deutſchland, welches die ganze Welt mit Ackerbauern verſorgt, daß 
ein obendrein ſo reiches und fruchtbares Land zu wenig Bauern beſitzt? Rom iſt 
mächtig geworden durch ſeine Ackerbaupolitik, die ſtets darnach trachtete, die Zahl 
der Grundeigenthümer zu verdoppeln und die Beſitzloſen zu Grundeigenthümern 
zu machen. Unſere Nationalökonomie könnte an den Lieiniſchen Rogationen ein 
ſehr lehrreiches Exempel finden. 


Berlin, den 25. Mai. Wir haben unlängſt der Feſtlichkeiten gedacht, 
welche zu Anfang dieſes Monats durch die Säfularfeier der Anſtalten veranlaßt 
wurden, die aus der Realſchule hervorgegangen find. Wir kommen noch einmal 
darauf zurück, um nur zu erwähnen, daß den Schluß des Ganzen eine Feier bil⸗ 
dete, wie ſie wohl ſelten eine Auſtalt beglückt hat. Der Königin Majeſtät, die 
allverehrte Protektorin der Eliſabethſchule, hatte Ihre Theilnahme an dem Feſte 
durch eine gnädige Zufchrift an den Direktor derſelben kundgethan, deren Eindruck 
auf fämmtliche Angehörige der Anſtalt ſich nicht beſchreiben läßt. Sie lautet jo; 
„Ich habe aus Ihrem Schreiben vom ten d. M. mit großem Intereſſe Kenntniß 
genommen von der [hörten Feier, welche die Eliſabethſchule, im Vereine mit den 
anderen unter Ihrer Direction ſtehenden Auſtalten, am ten und Sten begeht, 
und kann nur Mein lebhaftes Bedauern ausſprechen, Mich verhindert zu ſehen, 
dieſer Feier beizuwohnen. In Gedanken bin Ich in dieſen Tagen bei Ihnen Allen, 
die ſo treu die anvertraute Jugend leiten und unterrichten, und Meine beſten 
Wünſche begleiten Sie in den neuen Zeit- Abſchuitt, der, Ich bin davon über⸗ 
zeugt, fröhliches und geſegnetes Gedeihen bringen wird. Empfangen Sie und 
alle treuen Freunde der Anſtalt bei dieſer ſchönen Veranlaſſung die Zuſicherung 
Meines herzlichen Wohlwollens. Potsdam, den 7. Mai 1847. Eliſab eth.“ 
Zugleich hatten ſich Ihre Majeſtät gnädigſt vorbehalten, den Schülerinnen 
der fünf obern Klaſſen mit ihren Lehrern und Lehrerinnen am 20ſten Mai ein 
Feſt in Potsdam zu bereiten. Etwa 250 Perfonen führte in den erſten Nachmit⸗ 
tagsſtunden die Eiſenbahn nach Potsdam, wo ſie im Auftrage Ihrer Majeſtät 
von dem Hofgärtner Herrn Sello empfangen und geleitet wurden. Auf dem Wege 
nach dem Neuen Palais überraſchte plötzlich die freudige Kunde von der Nähe bei- 
der Majeſtäten, des Königs und der Königin, welche zu Wagen den Schülerin⸗ 
nen gefolgt waren. Es wird für alle Anweſenden ein unvergeßlicher Augenblick 
bleiben, als im Park die Majeſtäten dem Zuge der Schülerinnen begegneten und 
fie mit freundlichen Worten begrüßten, als die Erlaubniß, ein Paar Feſtgeſänge 
vortragen zu dürfen, ertheilt wurde und nun die jugendlichen Stimmen zum Lobe 
Gottes in dem Reichthum des im Frühlingsſchmuck prangenden Waldes ertönten 
und die wohlwollendſte Anerkennung fanden. In tiefſter Seele erquickt, ſchied 
die hocherfreute Jugend von dem ſchoͤnen Platze, wurde darauf durch die Pracht⸗ 
gemächer des Neuen Palais und zu einer einfachen Bewirthung geführt und be⸗ 
luſtigte ſich dann noch bis zum ſpäten Abend an gemeinſamen frohen Spielen. 

Berlin. — Durch die Veröffentlichung in der Allg. Pr. Ztg. iſt wieder die 
Aufmerkſamkeit auf die Sache des Paſtor Uhlich hingeleitet worden. Das Con⸗ 
ſiſtorium iſt jetzt beſchäftigt, durch Vernehmung von Perſonen Zeugniſſe ger 
gen feine gehaltene Oſterpredigt zuſammenzubringen. Balzer in Naumburg 
hat vom Conſiſtorium einen unfreiwilligen Urlaub erhalten; die Folge davon wird 
wahrſcheinlich, wie bei Wislicenus, eine Abſezung fein. Eine „theologiſche 
Conferenz“ derjenigen Geiſtlichen, von denen ſonſt die Veiſammlungen der „prote— 
ſtantiſchen Freunde“ beſucht wurden, hat in Magdeburg ſtattgefunden, war aber 
ſehr wenig beſucht. Preußiſche Geiſtliche find kaum 25 anweſend geweſen und 
auch unter dieſen war die Zaghaftigfeit und Bedenklichkeit jo groß, daß 
jeder gemeinſchaftliche Eutſchluß zum Schutze des „Rationalismus“ angſtlich 
vermieden wurde. 

Berlin, den 24. Mal. — Dieſer Tag ift Prof. Schönlein, der Leib 
arzt des Königs, von einem wahrhaft Königlichen Geſchenke überraſcht worden. 
Der berühmte Arzt bewohnt, ſo lange er hier iſt (9 Jahre) vor dem Potsdammer 
Thore eine prachtvolle Villa miethsweiſe, an die ſich ihm manche werthe Erinne⸗ 
zungen knüpfen. Dieſelbe wurde ihm nun, nach der Wiederherſtellung der Köniz 
gin, bei deren Geneſung er mitgewirkt, in einer Zuſchrift als fein Eigenthum 
uͤbermacht. Der Werth des Landſitzes wird auf 50,000 Apr, veranſchlagt. — 
Bei dem öffentlichen Gerichte kam vor Kurzem der Fall vor, daß am Ende der 
Sitzung anſtatt des Angeklagten der Ankläger zum Kriminalarreſt abgeführt wurde. 


Es hatte ſich namlich im Laufe der Verhandlung zur Evidenz ergeben, daß der 


Denunziant ſich des Meineides ſchuldig gemacht, wozu er auch noch überdies 7 
Zeugen verleitet; auch gegen dieſe iſt bereits die Ktiminalunterſuchung eingeleitet 
wahrend Angeklagter ſofort völlig freigeſprochen wurde. Der Fall betraf 50 Tha⸗ 
ler. — Wie man ſicher vernimmt, werden binnen UHEN die Sitzungen unſerer 
Stadtverordueten-Verſammlungen öffentlich ſein ob ſich dieſe Oeffentlichkeit nur 
auf Bürger oder auf Jedermann ohne Ausnahme etſttecken wird, darüber verlau⸗ 
tet noch nichts. 5 

Danzig, den 21. Mai. Aus Marienwerbet meldet man; daß ſich die 
dortigen Unordnungen allerdings auf die Plünderung der brei Speicher des Herrn 
Beſtvater beſchränkt haben, für dieſen der Verluſt ghet ebenen ift, denn das 
fortgeſchleppte Getreide beläuft ſich auf 2000 Sa, indeß ſoll der Heimge⸗ 
ſuchte auch bereits in dieſem Jahre an 30,000 Thlr. durch den Getreidehandel 
gewonnen haben. Uebrigens iſt die Unterſuchung eingeleitet und die Tumultuan⸗ 
ten und ihre Helfershelfer werden übel dabei fahren. Weitere Auftritte ſind durch 
den Sicherheitsverein verhindert worden. 

Königsberg, den 19. Mai. (3. f. Litth.) Gegen den Prediger Detroit 
ſind nun bereits zu 3 Malen Strafen von 20, 50 und 100 Thlr. feſtgeſetzt wor⸗ 
den, und man ſpricht von bevorſtehender Haft. — Die Kornpreiſe ſind hier noch 
immer hoch, aber es fehlt nicht an Beſchäftigung. 

Coblenz, den 19. Mai. (Cobl. 3.) Die Regierungs-Präfidenten v. Rau⸗ 
mer aus Köln, v. Auerswald aus Trier, v. Wedell aus Aachen, und v. Spiegel 


aus Düſſeldorf, find hier anweſend, um mit dem Regierungs⸗Präſidenten v. Maſ⸗ 


ſenbach unter dem Vorſitz des Ober-Präfidenten v. Eichmann über wichtige Ange⸗ 
legenheiten der Provinz ſich zu berathen. 


A u sl a n b. 


e ee Ed N 

Von der Elbe. Gewiß iſt das Verfahren Englands gegen Grie⸗ 
chenland, gewiß iſt namentlich die Behandlung des Griechiſch⸗Türkiſchen Eti⸗ 
ketteſtreites unbedingt tadelnswerth, wenn wir auch nicht, mit der Augsburger 
Allgemeinen Zeitung, den Hauptgrund dieſer Engliſchen Politik in einer Furcht 
vor den Griechiſchen Feluten ſuchen möchten. Wenn aber dieſelbe Zeitung in die⸗ 
ſen Vorgängen einen neuen Beweis der Schwäche Deutſchlands, ſeines Mangels 
an Einfluß nach außen, der Nichtachtung, in der es ſelbſt bei den Türken ſtehe, 
ſinden will, ſo überſieht ſie, daß Frankreich in dieſer Angelegenheit ganz daſſelbe 
Geſchick erleidet wie Deutſchland; Frankteich, das viel näher darauf gewieſen iſt, 
ſich die 30 , im Mittelmeere zuſchreibt und zu den Griechiſchen Schub⸗ 
mächten gehört, während dem größern Theile von Deutſchland dieſe ganzen ſüd⸗ 
öſtlichen Fragen ſehr fern liegen und Oeſterreich ſich niemals mit dieſer Griechiſchen 
Schöpfung hat näher befaſſen mögen. Wir getrauen uns zu behaupten, daß 
Oeſterreichs Einfluß in Konſtantinopel weit bedeutender iſt als der Franzöſiſche 
und mindeſtens eben ſo bedeutend wie der Ruſſiſche, und wir ſind ſo frei, den 
Oeſterreichiſchen Einfluß und das Gewicht von Oeſterreich, wie das von Preußen 
auch mit zu Deutſchlands Gunſten zu rechnen, das zwar nicht Eine Großmacht 
darſtellt, aber dafür zwei geboren hat. a 

Schwerin, den 19. Mai. Das Wochenblatt enthält eine Großherzogl. 
Bekanntmachung, welche der Einführung des Preuß. Münzfußes ſehr entgegen⸗ 
kemmt. Von Johannis ab konnen nämlich die Abgaben auch in Preuß Münze 
erhoben werden. ; 

Sondershauſen, den 22. Mai. Geſtern Mittag hat unſere Fürſtin 
wie es heißt, Sondershauſen auf immer verlaſſen. Eine zahlreiche Voltsmenge 
hatte ſich bei ihrer Abreiſe verſammelt. Die Beweggründe zu dieſer plötzlichen 
Abreiſe werden verſchiedenartig erzählt, auch weiß man nicht beſtimmt, wo die 
Fürſtin, welche eine jährliche Apanage von 20,000 Thlrn. erhält, ihren Aufent⸗ 
halt nehmen wird. Ihr Weggang wird allgemein tief betrauert; ſie war eine 
ſehr wohlthätige Dame und noch vor ihrer Abreiſe überſandte ſie der Armenkaſſe 
100 Thir. Heute Abend wird nun unfer Fürſt aus Arnſtadt, wo er 4 Wochen 
verweilte, hier eintreffen. 

Stuttgart. — Der Königlichen Familie iſt die betrübende Nachricht zu⸗ 
gegangen, daß der Neffe des Königs, Se. Durchlaucht der Prinz Jeröme von 
Montafort, am 12ten Mai in Cſtello bei Florenz geſtorben iſt. 

Frankreich. 

Paris, den 23. Mai. In der heutigen Sitzung der Deputirten-Kam⸗ 
mer wurden Berichte über Petitionen erſtattet. Vicomte von Melun zu Paris 
überreicht der Kammer eine Denkſchrift über einige Fragen der öffentlichen Wohl⸗ 
thätigkeit. Die Petition umfaßt mehrere Fragen, nämlich: die Arbeit der Kinder 
in den Fabriken, die Abſchaffung des Bettels, die Aufhebung der Findelhäuſer 
und der Leihhäuſer. Die Kammer beſchließt nun die Verweiſung der Petition an 
den Miniſter des Innern. Der Miniſter der auswärtigen Angele⸗ 
genheiten verlangt das Wort und lieſt die Auseinanderſetzung der Motive zu 
einem Geſetzentwurf, der die Gerichtsbarkeit regelt, welcher die Sklaven in den 
Kolonieen unterworfen fein ſollen. Dieſes Geſetz ift eine Modifikation des Ge, 
ſetzs vom 18. Juli 1845 in Betreff der Zuſammenſetzung der Aſſiſenhöfe. Es 
regelt die Abſtimmung und ändert die Ziffer der Majorität für das Verdikt „Die⸗ 
ſes Geſetz“, bemerkt Herr Guizot, „hat zum Hauptzweck, den Skandalen ein 
Ende zu machen, die ſeit längerer Zeit ſchon allgemeines Aergerniß erregt haben.“ 
(Großer Beifall.) x 
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Der Prozeß gegen den General Eubiered wird erſt nach dem amtlichen Schluſſe 
der Seſſion d. h. in den letzten Tagen des Monats Juli, beginnen. a 

Der Biſchof von Langres und das Univers waren gegen ein ſogenanntes 
„Wörterbuch der Univerſität“ aufgetreten, das itreligiöſe und verderbliche Erflä- 
rungen religiöſer Dinge enthalte und angeblich von der Univerſität ausgegangen, 
empfohlen und gutgeheißen worden ſei. Dieſe Thatſache dient als Polemik gegen 
die Univerſität, und fo wurde Herr von Salvandy aufmerkſam auf das Gerügte, 
wobei es ſich denn fand, daß der Tadel ein Taſchenwörterbuch betrifft, das ſeine 
53. Ausgabe) erlebt hat, und auf deſſen Titel die Gutheißung der Univerſität 
bemerkt ſteht. Nun ſtellt es ſich aber heraus, daß dieſe Gutheißung ein Falſum 
iſt. Denn ſeit 1839 iſt dieſelbe entzogen worden, weil man wiederholte Ver⸗ 
ſprechen, Abänderungen in dem Wörterbuch eintreten zu laſſen, bisher nicht ge- 
halten hatte. Der Moniteur bemerkt nur, daß der Staatsprokurator von jener 
Falſchung in Kenntniß geſetzt worden, und daß die Rektoren ein Umlaufſchreiben 
erlaſſen haben, wonach der Gebrauch dieſes Buches in den Schulen unterſagt 
wurde. 8 

Die Union berichtet nun auch, daß bei dem Wettrennen von Chautilly ein 
in den Tullerieen angeſtellter hoher Offizier (OGudin, Sohn des Napoleoniſchen 
Generals gleichen Namens und Beſitzer eines anſehnlichen Vermögens) wegen 
unerlaubter Manöver bei einer Partie Landsknecht gezwungen worden ſei, ſogleich 
feine Entlaſſung zu geben und ſich ſchleunigſt nach Amerika einzuſchiffen. Der 
National ſagt, der Herzog von Aumale habe zu dieſem Offizier ganz kurz ges 
ſagt: „Mein Herr, rechtfertigen Sie ſich, oder machen Sie ſich aus dem Staube!“ 
worauf der Schuldige das Letztere vorgezogen habe. 

Ein neues Drama von Felix Pyat, Verfaſſer des „Diogenes“, unter dem 
Titel: „Der Lumpenſammler von Paris“, macht in dieſem Augenblicke im Thea⸗ 
ter der Porte St. Martin großes Aufſehen. Friedrich Lemaitre ſpielt die Haupt⸗ 
rolle ; 

Das in Beracruz trotz der Blofade im Februar eingelaufene Franzöſiſche Schiff 
„Jeune Nellp“ von Havre, welches keinem Amerikaniſchen Ktiegsſchiffe begegnet 
war, von dem ihm die Blokade ſignaliſirt worden wäre, lief am 20. März von 
Veracruz mit Paſſagieren nach Havre wieder aus, wurde aber jetzt von den Ame⸗ 
rikauern genommen und ſollte nach Sacrificios gebracht werden. Ein Dampfſchiff 
und eine Goelette eskortirten es dahin, geriethen aber mit ihm bei Nebel und 
Sturm auf Riffe. Das Frau söſiſche Schiff ging total verloren, und die Men: 
ſchen am Bord retteten ſich zuerſt auf die Goelette und wurden am folgenden Tage 
von dem Amerikaniſchen Dampfſchiffe „Miſſiſſippi“ nach der Franzöſiſchen Brigg 
„Mercure“ gebracht, deren Kommandant Proteſt gegen das ganze Verfahren 
einlegte. 

Der Marquis von Normanby und Graf Appony, die Botſchafter Englauds 
und Oeſterreichs, hatten geſtern lange Unterredungen mit Herrn Guizot. 

Die Petition Jerome Bonaparte's, worin derſelbe um Aufhebung des Ge⸗ 
ſetzes nachſucht, welches die Mitglieder ſeiner Familie aus Frankreich verbannt, 
iſt vom Fürſten von der Moskwa auch der Pairs-Kammer vorgelegt worden. 


Spanien. 


Madrid, den 15. Mai. Bei der Cour, welche vorgeſtern in Aranjuez 
stattfand, ſtellten ſich nur drei Damen, die Gemahlin des Minifter-Präfiventen, 
die des Intendanten des Königlichen Hauſes und die des Herrn Armendariz, ein. 
Die übrigen in Aranjuez verweilenden Damen von Rang weigerten ſich, im Pa- 
laſte zu erſcheinen. Auch die Infantin Louiſe, Tochter des Infanten Don Frans 
zisco de Paula, verließ ihre Gemächer nicht, in denen ſie durch bitteren Verdruß 
zurückgehalten wurde. Sie hatte nämlich die gewaltſame Abführung des Gegen⸗ 
ſtandes ihrer Zuneigung, des Herrn Gubll, erfahren und in großer Eutrüſtung, 
wiewohl bis jetzt vergeblich, auf Zurücknahme der über ihn verhängten Maßregel 
beſtanden. Sie berief ſich darauf, daß die früheren Minifter ſelbſt der jungen 
Königin angerathen Hätten, ihre Einwilligung zur Vermählung ihrer Mutter, ei⸗ 
ner verwittweten Königin, mit einem aus der niedrigſten Volksklaſſe hervorgegan⸗ 
genen Mann zu ertheilen, und daß zwei ihrer eigenen Schweſtern ebenfalls un 
ſtandesmäßige Ehen abgeſchloſſen haͤtten, ohne auf den Widerſtand der Regierung 
zu ſtoßen. Allein die Miniſter bewieſen ſich hartnäckig, und ſelbſt die Kriſis, von 
der fie ſich bedroht ſahen, ſcheint für jetzt überſtanden zu fein. 

Gegen Ende des nächſten Monats wird die Königin dem Vernehmen nach, 
ihren Aufenthalt nach la Granja verlegen. 

Aus Liſſabon erfahren wir, daß der Spaniſche Brigadier, Marquis von Eſ⸗ 
pana, mit dem Engliſchen Oberſten Wylde am Aten nach Porto abging, um der 
Junta zu erkläten, daß Spaniſche Truppen in Gemeinſchaft mit Engliſchen gegen 
fie einſchreiten würden, falls fie die von Seiten Englands aufgeſtellten und von 
der Königin don Portugal genehmigten Bedingungen zurückwieſe. Der Spaniſche 
Geſandte, Herr wayllon, hatte ſich gleich nach feiner Ankunft in Liſſabon mit den 
dortigen Miniſtern und dem Engliſchen Geſandten über dieſe gemeinſchaftliche 
Thätigteit, feinen Vorſchriſten gemäß, verſtändigt. Unterdeſſen wird der Gene⸗ 
ral Concha in Salamanca das Weitere abwarten. — Die Portugieſiſchen Behör⸗ 
den von Braganza hatten ſich vor den Inſurgenten mit mehreren der Regierung 
gehörigen Effekten in die Spaniſche Gränzfeſtung Puebla de Sanabria geflüchtet. 
Am Sten ſtellten ſich dort zwei Offiziere der Junta von Porto ein und verlangten 
die Auslieferung dieſer Gegenſtände, die ihnen natürlich verweigert wurde. Da 
auch eine Anzahl Portugieſiſcher Soldaten, von das Antas und Pavoas verfolgt, 
das Spaniſche Gebiet betraten und Letztere es zu betreten drohten, ſo wurden am 


11ten in Eile zwei Bataillone und eine Abtheilung Artillerie yon Salamanea nach 
Zamora geſchickt. 
Großbritannien und Irland. 

London, den 21. Mai. Aus Dublin wird den Times geſchrieben, daß 
man dort den Tod des Grafen Besborough allgemein betrauere, da ſich noch nie 
ein Lordſtatthalter von Irland die Liebe und Achtung aller Klaſſen in ſo hohem 
Grade erworben hätte. Das Trauergeläute klingt daher in allen Herzen nach. 
Das öffentliche Leichenbegängniß findet am 21. ſtatt; die Leiche wird nach dem 
Familien-Begräbniß in der Grafſchaft Kilkenny abgeführt, und bis zum Eiſen⸗ 
bahnhofe giebt ihr der Trauerzug das Geleite. Seit dem Tode des Herzogs von 
Rutland im Jahre 1787 iſt kein Lordſtatthalter im Amte geſtorben. — In den 
Provinzen ſieht es noch ſehr traurig aus; überall wüthet die Peſtilenz. Kein 
Bezirk iſt von der Anſteckung frei, und die Sterblichkeit erſtreckt ſich über alle Klaſ⸗ 
ſen, über Reiche und Arme. Unter den letzten Opfern war Hr. Forde, einer der 
bedeutendſten Gutsbeſitzer in der Grafſchaft Down, welcher ſich das bösartige 
Fieber, dem er erlag, bei Ausübung ſeiner Pflichten als Mitglied des Arbeits⸗ 
haus⸗Comité's durch Anſteckung geholt hatte. Die Hauptſtadt bleibt vethältniß⸗ 
mäßig noch von der Anſteckung frei. Der halbgeſtorbene Repeal-Verein hat we⸗ 
gen des eingetretenen Todesfalles ſeine vorgeſtrige Wochen-Verſammlung aus⸗ 
geſetzt. ' 

Den letzten Berichten aus Jrland zufolge, nehmen auch dort wieder die Ex⸗ 
zeſſe in Folge der Theurung zu, wobei das Volk es merkwürdigerweiſe nicht ſel⸗ 


ten auf Zerſtörung der neuangelegten Suppen - Anftalten abgeſehen hat. Bei En⸗ 


nistymon und in Rathkeale hat ſich die Polizei genöthigt geſehen, auf das Volk 
zu ſeuern. 

In den weſtlichen Theilen Englauds, namentlich in den Grafſchaften Somer⸗ 
ſetſhire, Devonſhire und in Cornwall, ſind in Folge der Theurung an mehreren 
Orten ernſtliche Unruhen ausgebrochen. In Taunton wurden am 15ten, als der 
regelmäßige monatliche Getraidemarkt abgehalten werden ſollte, die Getraldehaͤnd⸗ 
ler verjagt und das Getraide von dem Pöbel zu, nach der Erklärung der Menge, 
„ehrlichen Preiſen“, d. h. ungefähr zur Hälfte des Marktpreiſes, feilgeboten; eben 
fo verfuhr man mit dem von den Schlächtern auf den Markt gebrachten Fleiſche, 
der Erlös ſoll indeß den Eigenthümern des Getraides und des Fleiſches ehrlich 
ausgehäudigt worden ſein. Die Aufruhr-Akte mußte verlefen und die berittene 
Miliz aufgeboten werden, ehe ſich die Ruhe und Ordnung herſtellte. In Exeter 
war der Tumult noch bedeutender. Nicht nur Auf käufer, ſondetn auch Pächter, 
die zum Verkauf ihres Getraides in die Stadt gekommen waren, und Bäcker 
wurden perſönlich mißhandelt, mehreren Getraidehändlern und Bäckern die Fenſter 
eingeworfen, und die Behörden ſahen ſich genöthigt, die berittene Miliz und die 
Peuſionair⸗Soldaten aufzubieten und regulaires Militair aus Devonpott kommen 
zu laſſen. In Wadebridge hatte ſich eine Anzahl von Arbeitern aus den benach- 
barten Minen förmlich in Beſitz der Stadt und aller Vorräthe geſetzt, und es 


mußte eine Abtheilung des Sten Jufanterie- Regiments aus Devonport dahin ab⸗ 


geſchickt werden, um der Unordnung ein Ende zu machen. — In Mancheftet find 
geſtern Verſuche gemacht worden, mittelſt aufrühreriſcher Maueranſchläge die un⸗ 
beſchäftigten Fabrikarbeiter aufzuwiegeln; ſowohl die Chartiſten als eine an den 
Mapor geſchickte Deputation der Fabrikarbeiter ſelbſt haben jede Betheiligung an 
der Sache zurückgewieſen, und ſo iſt es bei dem Verſuche geblieben. 

Der Herzog v. Palmelle iſt hiet vorgeſtern mit einem zahlreichen Gefolge aus 
Portugal eingetroffen. 

Der hier lebende Herzog Karl von Braunſchweig war wegen einer Schuld⸗ 
forderung von 220 Pfd. St. rechtskräftig verurtheilt, und da er nicht zahlen 
wollte, Exekution über ihn verhängt worden. Dem Exekutor gelang es nur mit 
Mühe, in das ſorgſam bewachte Haus zu gelangen, er wurde aber von 15 Be⸗ g 
dienten Hinandgewerfen. Jetzt ſtand es ihm frei, den Eintritt in jeder möglichen 
Weiſe zu erzwingen. Er bemächtigte ſich, da der Herzog nur unter Proteſt zah⸗ 
len wollte, 142 Sovereigns baar und noch mehrerer Silberſachen. Die Excku⸗ 
tions Vollſtreckung hatte eine große Menge Nengieriger angelockt. 

Viele griechiſche und armeniſche Chriſten ſollen in letzter Zeit Proteſtanten 
geworden ſein, und die osmaniſche Regierung hat die türkiſch⸗proteſtantiſche Kirche 
amtlich anerkannt; dieſelbe kommunicirt mit der Verwaltung durch einen Türkis 
ſchen Beamten, welcher zu ihrem einſtweiligen Oberhaupt ernannt iſt. N 

Nach dem Staudard aus Amerika zugegangenen Nachrichten fol ſich Sa n⸗ 
ta Aua mit 15,000 Mann bei Cerra-Gordo, zwanzig Meilen von Jalapa, 
verſchanzt haben; er befige 60 Geſchützſtücke und es habe bereits ein Scharmützel 


ſtattgefunden. General Scott rückt in Eilmärſchen vorwärts „die Generale 
Twiggs, Patterſon und Worth zu unterſtützen. Am 14. April war eine Schlacht 
erwartet. 


Ein neuer Verſuch der Amerikaner zum Frieden iſt geſcheitert. Die 
Amerikaner haben Pueblo de los Angelos in Kalifornien wieder genommen. 

Ein Viadukt der Waterford-Kilkenny-Eiſenbahn in Irland, welcher eine 
halbe Stunde von Kilkenny bei Aughmalog die Straße nach Dublin überſchreitet, 
it am 13. Mal, während einige zwanzig Arbeiter daran thätig waren, großen⸗ 
theils eingeſtürzt. Vierzehn Meufchen wurden dabei beſchadigt und zwei waren 
ſchon an den Folgen davon geſtorben. 

Viele der im Vau begriffenen Eiſenbahnen haben faſt ein Drittheil ihrer Ar⸗ 
beiter entlaſſen, und die Fabrikanten laſſen überall nur kurze Zeit des Tages ar⸗ 
beiten. 0 

Aus Irland erfährt man, daß namentlich im Süden die Unruhen ganz den 
Charakter des Whiebopism an ſich tragen und daß Konflikte zwiſchen dem bewaff⸗ 
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neten Landvolke und der Polizei am hellen Tage zur Regel werden. Mit Getreide 

oder Mehl beladene Wagen können ohne eine ſtarke Bedeckung von Infanterie oder 

Kavallerie nicht 10 Engl. Meilen weit geſchafft werden. 
Niederland e. 

Von der Holländiſchen Gränze den 21. Mai. Geſtern liefen von 
Rotterdam wieder fünf Schiffe mit Ruſſiſchem Korn ein, andere befanden ſich noch 
in See, waren jedoch theils ſchon ſichtbar, noch andere wurden in wenigen Ta- 
gen erwartet. Das Malter iſt in Folge deſſen plötzlich um 5 Fl. abgeſchlagen. — 
Eifrig wird hier jetzt das Projekt einer Anſchluß⸗Eiſenbahn mit Oberhauſen be⸗ 
trieben, welche die Holländer bei der geringen Theilnahme, die ſolche Preußiſcher 
Seits findet, auf eigene Koſten ausführen wollen. Bekanntlich gehört dieſe Bahn 
zu denjenigen Projekten, welchen die Preußiſche Regierung die Konzeſſion zu er 
theilen bereits erklärt hat. — Das Hin- und Herwogen der Auswanderer dauert 
immer noch fort. Holland iſt mit heimathloſen Deutſchen, die kümmerlich ihr 
Brod von Thür zu Thur ſuchen, überſchwemmt, da fie weder Mittel zur Reife 
nach Amerika noch in ihre Heimath beſitzen. — Die Ausſichten zur nächſten Erndte 
find vortrefflich. Wenn wir über etwas zu klagen hätten, fo wäre es über die 
große Ueppigkeit des Roggens, der ſich hin und wieder ſchon gelagert hat. 

We E Dae 

Ro m, den 13. Mai. (Allg. Ztg.) Heute, als am Geburtstage Pius IX., 
welcher diesmal mit dem Himmelfahrtsfeſte zuſammenfällt, wurde er wie gewöhn— 
lich bei feiner Rühkehr nach dem Quixrinal von der jubelnden Menge begrüßt. Ein 
Zug junger Leute empfing ihn mit Blumenſträußen auf den Stöcken. Als er nach 
einer kleinen Weile herauskam auf den Balkon, begrüßte er die Menge zuerſt mit 
ausgebreiteten Armen, dann faltete er die Hände zum Gebet und ertheilte den 
Segen; zuletzt, nachdem er nochmals mit wunderbar ausdrücksvoller Geberde 
ſeinen Dank für die Freudenbezeugungen am feſtlichen Tag ausgedrückt hatte, deu⸗ 
tete mit der Rechten nach oben. Ein Blumenregen ging der Ceremonie voran 
und ſchloß ſie. Beim Ausbreiten des rothen Tuchs flog zur Freude der Menge 
eine Taube auf, die unter dem Balkon ihr Neſt haben ſoll. Wie geſtern Abend 
bereits, will man auch heute Abend die ganze Stadt erleuchten. 

Genua den 16. Mai. (B. H.) Daniel D'Connell iſt (wie bereits erwähnt) 
geſtern Abend um 93 Uhr hier im Hotel Feder an einer Gehirn-Affektion geftorben. 
Er kam am 6. d. M. mit dem Dampfſchiffe von Marſeille hier au, in Begleitung 
ſeines jüngſten Sohnes Daniel, eines Prieſters und eines Arztes, den er in Lyon 
angenommen hatte. Seine Effekten hatte er bereits nach Civitavecchia vorausge- 
ſchickt und wollte in einigen Tagen nach Rom abgehen. Schon auf der Reife, 
insbeſondere in Marſeille, war er ſehr unwohl; in den erſten Tagen feines hieſi⸗ 
gen Aufenthalts machte er, obgleich ſehr elend und abgemagert, noch einige Spa⸗ 
zierfahtten; während der letzten acht Tage aber war er genöthigt, das Bett zu 
hüten. Es wurden noch hieſige Aerzte hinzugerufen. O'Connell weigerte ſich 
aber beharrlich, Arznei zu nehmen, und zeigte ſich oft ſehr ungeberdig gegen die 
Aerzte. Sein Todeskampf war ſehr ſchwer; ſchon geſtern Morgen begann derſelbe, 
und erſt nach ungefähr zwölf Stunden machte der Tod ſeinem Leiden ein Ende. 
O'Connell iſt 76 Jahre alt geworden; ſein Körper wird einbalſamirt und ſoll 
nach Irland gebracht werden. Seine Züge ſind im Tode unverändert geblieben, 
wenngleich das Geſicht ſehr abgemagert iſt. Der Zudrang der Neugierigen, wel⸗ 
che die Leiche ſehen wollen, wird entſchieden abgewehrt. 

Rußland und Polen. 

St. Petersburg, den 15. Mai. Vorgeſtern hat die Schifffahrt bei Kron⸗ 
ſtadt begonnen. Bis heute waren 30 fremde Kauffahrer in dem dortigen Hafen 
eingelaufen. Heute geht das erſte Lübecker Dampfboot „der Tronerbe“ von hier 
ab. Die Witterung iſt fortdauernd rauh und kalt. 

Die Europaiſche Getreide-Frage, in der Rußland jetzt eine fo wichtige Rolle 
ſpielt, nimmt hier die allgemeine Aufmerkſamkeit in Anſpruch. Aus unſeren Süd⸗ 
provinzen wurden im vergangenen Jahre 3. Mill. Tſchetwert Getreide ausgeführt, 
und doch glaubt man, bei der gegenwärtigen Schiffahrt noch 1 Million 500,000 
Tſchetw. in das Ausland ausführen zu koͤnnen. 

St. Petersburg, den 20. Mai. Der Erzbiſchof von Litthauen und 
Wilna iſt zum Mitgliede der Reichsſynode ernannt und der Erzbiſchof von Char⸗ 
koff auf ein Jahr hierher berufen, um in der Synode feinen Sitz zu nehmen. 

Der Kaufmann Andreas Koch hat das Exequatur als Preußiſcher Konſul in 
Reval und der Preußiſche Vice-Konſul, Kaufmann Kempe, das Exequatur als 
Preußiſcher Konſul in St. Petersburg erhalten. 

Der Kaiſer hat dem Ruſſiſchen General: Konfulat in Buchareſt eine Summe 
von 3000 Duraten zur Verfügung ſtellen laſſen, um den durch den Brand da⸗ 
ſelbſt mittellos Gewordenen Unterſtützung zu gewähren; zugleich follen in allen 
Theilen des Reichs Subſeriptionen zu Gunſten derſelben eröffnet werden. 

Sr. SIE ö 

Konſtantinopel den 5. Mai. Die Pforte wünſcht im feither beſtandenen 
Kirchenregiment der ſchis matiſch⸗griechiſchen Kirche Aenderungen einzu⸗ 
führen, welche die Gewalt und das Einkommen des Patriarchen befchränten, da⸗ 
für aber den Laien ſelbſt größere Theilnahme am Kirchenregiment geftatten follen. 
Die griechiſche Kleriſei iſt aber keineswegs geſonnen nachzugeben und beruft ſich 
auf die Kirchenſatzungen und die von frühern Sultanen verliehenen Privilegien. 
Kürzlich brach in der vom griechiſchen Patriarchat errichteten Schule zu Kuru⸗ 
tſcheſchme ein kleiner Aufftand aus. Die Schüler begehrten die Entlaſſung eines 
wie es ſcheint in der That unfähigen, aber vom Patriarchen beſonders begünſtig⸗ 
ten Lehrers. Der Patriarch gab jedoch nicht nach, ſondern löſte die Schule auf. 
Es iſt zu bedauern, daß dadurch auch ein ſeit mehreren Jahren an dieſer Anſtalt 


wirkender Deutſcher, Profeſſor Wilke — nach Vertreibung der Deutſchen aus 
Athen hierher übergeſiedelt — ſich veranlaßt fand, feine Entlaſſung zu nehmen. 
Er war die Stütze der ganzen Anſtalt und wirkte ſehr viel für eine zeitgemäßere 
Ausbildung der Zöglinge. Und ſolche thut in der That ſehr noth. Der griechi⸗ 
ſche Klerus namentlich ſteht größtentheils noch auf einer ſehr niedern Stufe. Daß 
auch die Toleranz, oder beſſer der Haß dieſer vor allen die orthodoxe ſich nennenden 
Kirche gegen die andern chriſtlichen Kirchen bis in die neueſte Zeit ſich unverändert 
in feiner alten berüchtigten Stärke erhalten hat, davon liegt gegenwärtig ein of⸗ 
fizielles Beiſpiel vor. In dem dieſes Jahr erſchienenen Türkiſchen Staatskalender 
ſind auch die verſchiedenen hieſigen Kirchenfürſten aufgeführt, und zwar in folgen⸗ 
der Reihenfolge: Schismatiſch⸗griechiſcher Patriarch, ſchismatiſch⸗armeniſcher Pa⸗ 
triarch, lateiniſch-katholiſcher Erzbiſchof, katholiſch-armeniſcher Patriarch, jüdiſcher 
Oberrabbiner. Die vom Staatskalender erſchienene, natürlich von Griechen gefer⸗ 
tigte, neugriechiſche Ueberſetzung jedoch hat dem Oberrabbiner unmittelbar hinter 
dem griechiſchen und armeniſchen Patriarchen ſeine Stelle angewieſen, und nach 
ihm erſt den lateiniſch⸗ und armeniſch⸗katholiſchen Patriarchen folgen laſſen. 
Griechenland. 
Patras, den 9. März. (A. 3.) Geſtern Abends 6 Uhr trafen die Kö⸗ 


nigl. Majeſtäten von Griechenland und der Kronprinz von Bayern mit ſehr zahl⸗ 


reichem Gefolge hier ein. Schon von Voſtiza aus, wo das letzte Nachtlager ge⸗ 
halten worden, ſchloſſen ſich dem Königlichen Zuge Einwohner unſerer Stadt an, 
und auf der ganzen Strecke von dem zwei Stunden entfernten Waſſerfort Rhion 
an kamen den erlauchten Reiſenden zahlreiche Schaaren junger Männer mit flie⸗ 
genden Fahnen entgegen. Vor der Stadt ſelbſt war nicht blos die ganze Ein⸗ 
wohnerſchaft von Patras, ſondern auch die der ganzen weiten Umgegend verſam⸗ 
melt, um die Ankommenden zu begrüßen und unter freudigem Jubel an das Ab⸗ 
ſteigequatier zu begleiten. Solche, die aus Athen mitkamen, behaupten, daß ſie 
nie eine fo lebhaft bewegte, von einem Gefühl durchdrungene Menge geſehen hät⸗ 
ten. Es brauſte und wogte, es jubelte und jauchzte die bunte Maſſe, und Tau⸗ 
ſende von Frauen und Mädchen ſchmückten die zierlichen Balkone der regelmäßigen 
Stadt. Für den Abend hatte die Stadt einen Ball zu Ehren der Majeſtäten in 
Bereitſchaft, den dieſelben auch ohne auszuruhen mit ihrer Gegenwart beehrten. 
Obwohl das Haus, in welchem das Ballfeſt veranſtaltet war, groß und geräumig 
ausgewählt wurde, ſo konnte es doch die Menge der Ballberechtigten und Tanz⸗ 
luſtigen nicht ſaſſen. Die Königl. Majeftäten blieben bis 12 Uhr. Heute Mon⸗ 
tag bringen die hohen Herrſchaften noch hier zu. Morgen werden dieſelben auf 
dem Dampfſchiff „Otto“ nach Miſſolunghi überſetzen. Der Kronprinz wird ſeine 
Reife von dort nach Italien antreten, und der König und die Königin wer⸗ 
den nach einer 10tägigen Rundreiſe in Rumelien nach Athen zurückkehren. 
. Aegypten. 2 
Alexandrien den 29. April. (A. Z.) Die Getreidepreiſe gehen immer 
niedriger; es ſollen noch 300,000 Ardeb Weizen von der vorjährigen Ernte im 
Innern vorräthig ſein; die neue Ernte iſt außerordentlich ergiebig. f 


Vermiſchte Nachrichten. | 

Poſen den 28. Mai. Unſere Stadt und Provinz wird zur Zeit doch ſehr 
arg von Bränden heimgeſucht. Vorgeſtern halb 11 Uhr Abends hörten wir Feuer⸗ 
lärm; es brannte in einem Hauſe an der Dombrücke, da aber bei dem ſchönen 
Maiabende noch Alles auf den Beinen war, ſo wurde dieſes Feuer bald gedämpft. 
In derſelben Nacht brannten in dem benachbarten Schwerſenz die Probſteigebäude 
ab, wobei 2 Pferde, viel Rindvieh ꝛc. umkamen. — In der geſtrigen Nacht, 14 
Uhr, brach abermals auf der Vorſtadt Walliſchei, unweit des vorgeſtrigen Bran⸗ 
des, bei einem Bäcker Feuer aus, welches ſchnell ſeine Flammen in die Höhe trieb. 
Wie ſchon bei einigen Bränden, ſoll auch diesmal das Feuer auf dem Boden aus⸗ 
gebrochen ſeyn. Der Bäckermeiſter, im ſorgloſen erſten Schlafe, konnte ſich und 
ſeine Familie nur mit genauer Noth retten, da die lechzenden Flammen ſchon ſein 
Schlafgemach bedrohten. Wie die Fama ſpricht, ſoll auch dieſes Feuer, welches die 
angrenzenden Häuſer mit ergriff, angelegt worden ſeyn. Unſerm energiſchen Ret⸗ 
tungs⸗Vereine iſt es ſeit feiner Organiſirung immer gelungen, und wird ihm fer« 
ner mit Gottes Hülfe gelingen, jeden gemachten Verſuch zu ausgedehnterer Brand⸗ 
ſtiftung in unſerer Stadt zu vereiteln. 5 

Bromberg, den 24. Mai. Die Wohlthätigkeit wird natürlich ſehr in 
Anſpruch genommen. Da die Kräfte der Kommunen und Privatperſonen zur 
Unterftügung der vielen Nothleidenden nicht ausreichten, haben einzelne Kreiſe 
bedeutende Summen zu dieſem Zwecke bewilligt. 

So wurden im Kreiſe Wirſitz 6000 Kthlr. aufgebracht, der Kreis Bromberg 
hat durch Darlehen ebenfalls 3000 Rthlr. beſchafft, der Kreis Mogilno 2000 
Rthlr., der Kreis Czarnikau gegen 7000 Rthlr. aus feinem Kommunal-Vermo⸗ 
gen als vom Kreiſe demnächſt zu erſtattenden Vorſchuß offerirt, und dienen dieſe 
Summen theils zum Ankaufe von Roggenmehl, Erbſen und andern Cerealien, 
die an Bedürftige vertheilt werden, theils zur Ausführung öffentlicher Arbeiten, 
wie dies namentlich im Kreiſe Ezarnitau der Fall iſt. Außerdem ſammelt im 
Kreiſe Wongrowiee bie Armen⸗Kommiſſion Kollekten, deren Ertrag verhältniß⸗ 
mäßig bedeutend iſt, und iſt die Einrichtung getroffen, daß für die nächſten 4 
Wochen jeder Hausvater entweder 5 Sgr. baar oder ein mit dieſem Betrage in 
gleichem Werthe ſtehendes Brod liefert, was Alles zur Unterſtützung der Noth⸗ 
leidenden verwendet wird. N 

Hoöchſt wohlthätig wirken die hierſelbſt befindlichen Mühlen der Seehandlung, 


(Hierzu drei Beilagen.) 


122. 


das Großherzogthum Poſen. den 29. Mai 1847. 


Erſte Beilage zur Zeitung für 


ſo daß ſchon ſeit Monaten ein großer Theil der Umgegend bis nach Weſtpreußen 
hin aus dieſen Mühlen ernährt wird. 

Mit den Eiſenbahn-Arbeiten zwiſchen der Drage und der Netze, im Kreiſe 
Czarnikau, iſt bis jetzt ſo weit vorgegangen, daß der Bahnkörper von der Netze 
bis zu dem bei Gr. Lubs belegenen Forſttheile des Dominiums Schloß Filehne 
und von dort eirca 800 Schritte weiter vollſtändig fertig iſt. Auf der Strecke 
von Miala nach Drazigermühle find, ſeitdem mit den Erdarbeiten begonnen, ei- 
nige Hundert Arbeiter beſchäftigt worden. Es wird dort mit der Planirung ſtark 
vorgeſchritten. Eben ſo iſt mit dem Bau der Kreis-Chauſſee bei Margonin, Krei⸗ 
ſes Chodzieſen der Anfang gemacht, und in kräftigem Betriebe befinden ſich die 
Chauſſeebauten von hier nach Thorn, von Nakel nach Poſen, von Poſen nach 
Gneſen. — Die Auswanderungswuth nach Amerika hat ſich in Folge der mehr⸗ 
feitigen, hoͤchſt ungünſtigen Nachrichten von dorther gelegt. Mehrere Perſonen, 
welche bereits Paß und Entlaſſungs-Urkunde erhalten hatten, haben dieſe Doku— 


Memel, den 19. Mai. Im Handel zeigt ſich im Allgemeinen viel Leben, 
und es fehlt an Schiffen, um den Aufträgen aus dem Auslande vollſtändig genü⸗ 
gen zu können. Die Verſchiffungen in Holzwaaren, Flachs, Leinſaat ſind be⸗ 
deutend, und die Schiffsfrachten ſtehen ſehr hoch. — Auf den Schiffswerften 
find 7 Schiffe im Bau begriffen, und gewähren dieſe Bauten der arbeitenden 
Klaſſe einen anſehnlichen Verdienſt. 

Breslau, den 24. Mai. Das Einſtellen des Branutweinbrennens erweiſt 
ſich von günſtigem Erfolge für den Vietualienmarkt. Es fehlt ſeitdem niemals 
an Kartoffeln, für welche ſich der Preis von 2 Sgr. pro Metze feſtgeſtellt hat. 
Wer mehr fordert, findet ſelten Käufer; man läßt dergleichen Verkäufer ruhig 
mit ihrer Waare wieder vom Markte abfahren. f 

Unter der Leitung des Cav. Bonucci ward in Pompeji ein Römiſches Gebäude 
aufgefunden und davon bereits das Veſtibulum und Impluvium enthüllt. Unter 
den daſelbſt ausgegrabenen Statuen zeichnet ſich eine weibliche Figur, mit zwei 


mente mit der Witte zurückgegeben, fie wieder in den Preußiſchen Unterthanen- 


Verband aufzunehmen. 


Ziegen ſpielend, aus. 


Die Gruppe iſt ausnehmend ſchön, ganz wohl erhalten, 


und ward in das Muſeo Borbonico gebracht. 


Stadttheater in Poſen. ö 

Sonnabend den 29ſten Mai: Letzte Gaſtrolle und 
Beneſiz des Herrn Meyerhöfer: Drei Un⸗ 
glückstage aus dem Leben Napoleons; 
hiſtoriſch⸗dramatiſches Gemälde in 3 Abtheilungen, 
nach dem Franzöſiſchen des Alexander Dumas. — 
Hierauf: Napoleons Aſche, oder: St. Helenas 
letzte Tage; Melodrama in 3 Abtbeilungen mit 
lebenden Tableaux von Theodor Drobiſch. Muſik 
von Richard Gene. — (Napoleon: Herr Meyer» 
höſer). — Sonntag den 30ſten Mai: Die weiße 
Dame vom Schloſſe Avenel; romantiſch-ko⸗ 
miſche Oper in 3 Akten von Scribe. Muſik von 
Voieldien. f 


Wohlthätigkeit. 
Für die Abgebrannten zu Opalenica find fer- 
ner bei uns eingegangen: 
25) Herr Kaufmann Tabulski 2 Rthir. 
Poſen, den 28. Mai 1817. 
Die Zeitungs-Expedition von W. Decker & Comp. 


Für die abgebrannten Armen in Murowana-God- 
lin ſind ferner bei mir eingegangen: . 

Von Hrn. Tabulski 2 Rilr., von Mad. Schmä⸗ 
dicke 10 Nilr., von Mad. Woyde 3 Rilr., von Hrn. 
Maurermeiſter Platen 1 Rtlr., von Hrn. W. von 
R. 5 Rilr, zuſammen bis dato 173 Atir. 17 Sgr. 
6 Pf. Die Liſte liegt noch immer bei mir aus. 

Poſen, den 28. Mai 1847. 

J ac. 


Pr O lama. 

In dem Hypotheken⸗Buche des im Wagrowiecer 
Kreiſe belegenen adeligen Gutes Grabowo 
wozu das Gut Konary und die Wüſte Bro dzi⸗ 
kowo gehören, ſteht Folgendes eingetragen: 

a) Rubrica II. No 1. (früher No. 2.) 

Der antichretiſche Pfandbeſitz des Nebengutes Ko⸗ 
nary für den Stanislaus von Ulatowski, befage der 
im Poſenſchen Grodgerichte den 22ften Juni 1789 
errichteten Inſcription von der Lebtagsbeſitzerin An⸗ 
tonina gebornen von Gembarth, verwittweten von 
Ulatowska und den 3 Brüdern Xaver, Ignatz und 
Seraphin von Ulatowski wegen einer Rubrica III. 
No. 1. beſonders eingetragenen Pfandſumme von 
70,000 Gulden polniſch oder 11,666 Nilr. 16 gGr. 

auf drei Jahre mit vorbehaltener Verlängerung von 
3 und 3 Jahren eingeräumt, am 25ſten April 1796 
zur Eintragung angezeigt und ex agnitione der 
Brüder Ignatz und Seraphin von Ulatowski ad 
protocollum vom 25ſſen und 27ſten April 1796, 
vigore decreti vom 13ten Januar 1798, jedoch in 
Rückſicht des Miteigenthümers Xaver von Ulatowski 
wegen mangelnder Agnition bloß in vim protesta- 
tionis eingetragen. 
b) Rubrica III. No. 1. 

11,666 Rthlr. 16 g Gr. oder 70,000 Gulden pol: 
niſch, welche für den Miteigenthümer Stanislaus 
von Ulatowski aus der Infeription der Brüder Xa⸗ 
ver, Ignatz und Seraphin von Ulatowski im Po⸗ 
ſenſchen Grodgerichte vom 22ſten Juni 1789 als eine 
Pfandſumme, wofür denſelben ſtatt der Zinſen der 
Rubr. II. No. I. beſonders vermerkte antichretifche 
Pfandbeſitz des Nebengutes Konary eingeräumt wor⸗ 
den, am 25ſten April 1796 zur Eintragung ange⸗ 
zeigt, von den Brüdern Ignatz und Seraphin von 
Ulatowski ad protocollum vom 25ſten und 27ſten 
April 1796 agnoscirt und ex decreto vom I3ten 
Januar 1798, jedoch in Rückſicht des Miteigenthü⸗ 

mers Kaver von Ulatowski wegen ermangelnder 
Agnition bloß in vim protestationis eingetragen. 
Ueber die vorſtehenden beiden Intabulate ift mit 


Träger. 


G. 28., 


dem Hypotheken-Recognitionsſchein der ehemaligen 


Südpreußiſchen Regierung zu Polen vom Iften De- 
cember 1798 und der Inſcription des Grodgerichts 
Poſen vom 22ſlen Juni 1789 nur ein Hypotheken- 
Dokument gebildet, daſſelbe aber angeblich verloren 
gegangen. 

c) Rubrica II. Ro. 2. (früher No. 3.) 

Eine Proteſtation de non amplius alienando 
vel disponendo, welche wegen eines zwiſchen dem 
Miteigenthümer dieſer Güter Stanislaus von Ula— 
towski und dem Joſeph von Grabowski auf Milewo 
unterm 5ten Juli 1804 gerichtlich geſchloſſenen Kauf: 
vertrages, worin der Stanislaus von Ulatowski dem 
Joſeph von Grabowski die ihm angeblich bereits aus- 
ſchlußweiſe zugehörigen Güter Grabowo, Konary 
und die Wüſte Brodzikowo verkauft, zugleich darin 
willigt, wenn das Eigenthum dieſer Güter nicht ſo— 
gleich auf den Käufer übergehen follte, daß alsdann 
auf ſeinen vierten Antheil von Rybowo eine derglei— 
chen Proteſtation eingetragen werde auf das an dieſe 
vier Güter dem Stanislaus von Ulatowski zum 4. 
Theile zuſtehende Eigenthumsrecht, auf Anſuchen des 
Joſeph von Grabowski de praesentato den Sten 


Juli 1805 ex decreto vom läten Juli 1805 einge- 


tragen. 

Das über dieſes Intabulat von der ehemaligen 
Südpreußiſchen Regierung zu Poſen ertheilte Doku— 
ment, beſtehend in der vidimirten Abſchrift des Kauf⸗ 
vertrages vom öten Juli 1804 und dem Hypothe⸗ 
ken⸗Recognitionsſchein vom 12ten Auguſt 1805 foll 
gleichfalls verloren gegangen ſeyn. 

d) Rubrica II. No. 3. (früher No. 4.) 

Eine Proteſtation de non amplius alienando vel 
disponendo, welche auf den Grund des zwiſchen dem 
Mitbeſitzer der Güter Grabowo, Konary und der 
Wüſte Brodzikowo, dem Stanislaus von Ulatowski 
und dem Joſeph von Grabowski unterm Sten Juli 


1804 gerichtlich abgeſchloſſenen Kaufvertrages, worin, 


der Erſtere zur Sicherheit des Eigenthums dieſer an 
Letztern verkauften Güter in die Eintragung einer 
dergleichen Einſchränkung willigt, außer der bereits 
sub No. 2. (früher No. 3) auf den Aten Antheil 
bemerkten, auch noch auf die dem Stanislaus von 
Ulatowski gehörigen zwei übrigen Antheile der Gü— 
ter Grabowo, Konary und der Wüſte Brodzikowo 
auf Anſuchen des Joſeph von Grabowski vom 10ten 
Auguſt und I2ten Oktober 1805 vigore decreti 
vom Aten November ej. a. eingetragen worden iſt. 

Auch das über dieſes Intabulat mit dem Hypo⸗ 
theken-Recognitionsſchein der ehemaligen Südpreußi⸗ 
ſchen Regierung zu Poſen vom 16ten December 1805 
und einer vidimirten Abſchrift des Kaufvertrages vom 
ten Juli 1804 gebildete Hypotheken-Dokument foll 
verloren gegangen ſeyn. ; 

e) Rubrica III. No. 3. 

x Eine Proteſtation de non ſamplius intabulando 
für die Antonina verwittwete von Ulatowska geborne 
von Gembarth wegen der am 19ten November 1796 
angemeldeten Realforderungen von reſp. 10,000 Gul⸗ 
den polniſch oder 1666 Kehle. 16 Gr. ex inscrip- 
tione des Joſeph von Ulatowski in castro Gnes- 
nensi de feria II. post dominicam sexagesimae 
. 1794, wegen 5000 Gulden polniſch oder 
33 Rihlr. 8 gGr. aus einer von dem Joſeph von 


Ulatowski dem Anton von Loſſocki im Pofenſchen 


Grodgerichte feria VI. invigilia festi assumtionis 
in coelum virginis Mariae 1761 geleiſteten gericht— 
lichen Quittung und wegen 47,000 Gulden polniſch 
oder 7833 Rthlr. 8g Gr. ex inseriptione des Joſeph 
von Ulatowski in castro Posnaniensi de Sabbatho 
post festum Natalis Sancti Johannis Baptistae 
proxima 1762, eingetragen ex deereto vom aten 
Januar 1798. 

Das über dieſes Intabulat gebildete Hypotheken⸗ 


Dokument beſteht aus dem Hypotheken-Rekognitions⸗ 
Schein der ehemaligen Südpreußiſchen Regierung zu 
Poſen vom Iſten December 1798 und einer vidimir⸗ 
ten Abſchrift des Protokolls vom 19ten Nov. 1796. 


f) Rubrica III. No. 4. 


8333 Rthlr. 8 gGr. oder 50,000 Gulden poln., 
welche der Miteigenthümer Seraphin von Ulatow⸗ 
ski, beſage der coram Notario et testibus rekognos— 
cirten Schuldverſchreibung vom 29ſten Juni 1793 
von der Antonina verwittweten von Ulatowska ge⸗ 
bornen von Gembarth gegen Verzinſung zu 5 pCt., 
halbjährige Aufkündigung und Verpfändung des 
ihm zugehörigen Antheils dieſer Herrſchaft erborgt 
hat, und welche auf die am Igten Nov. 1796 von 
der Gläubigerin geſchehene Anmeldung nach erfolg— 
tem Anerkenntniſſe des Seraphin v. Ulatowski ad 
protocollum vom 28ſten Januar 1797 ex derreto 
vom I3ten Januar 1798, auf deſſen Antheil an die- 
ſer Herrſchaft eingetragen worden ſind. 

Auf vorſſehende 8333 Rihlr. 8 gGr. oder 50,000 
Floren poln: für die Antonina verwittw. v. Ulato⸗ 
wska geb. v. Gembarth find 

g) 2500 Rihlr. oder 15,000 Gulden poln., wel⸗ 
che dieſelbe laut einer coram notario et testibus 
rekognoscirten Schuldverſchreibung vom Monat Juni 
1793 von dem Stanislaus v Ulatowski erborgt hat, 
auf die Anmeld ung des Stanisl. v. Ulatowski vom 1. 
Oktober 1796 jedoch wegen ermangelnder Agnition 
der verw. v. Ulatowska blos in vim protestationis 
ex decrelo vom 13ten Januar 1798 fubingroffirt 
worden. 3 

Ueber die vorſtehend für die Antonina, verwittw. 
v. Ulatowska geb. v. Gembarth eingetragenen 8333 
Rtlr. 8 gGr. oder 50,000 Gulden poln und über 
die darauf für den Stanislaus v. Ulatowski fubin- 
groffirten 2500 Rthlr. oder 15,000 Gulden poln. 
ſind zwei Hypothekendokumente gefertigt worden und 
beſtehen dieſelben rückſichtlich der erſteren Poſt aus 
der Original- Schuldverſchreibung vom 29ſten Juni 
1793 nebſt Hypothekenrckognitionsſchein der ehema⸗ 
ligen Südpreußiſchen Regierung zu Poſen vom Iſten 
December 1798 und rückſichtlich der letzteren Port 
aus einer vidimirten Abſchrift des oben erwähnten 
Hypothekendokuments, der Originalſchuldverſchret⸗ 
bung vom Monat Juni 1793 und Hypothekenrekog⸗ 
nitionsſchein der vorgedachten Regierung vom Iſten 
December 1798. Das über die ſubingroſſirten 2500 
Rthlr. oder 15,000 Gulden poln. lautende iſt angeb— 
lich auch verloren gegangen. 


h) Rubrica III. No. 6. 


Der in Quanto noch nicht ausgemittelte Braut- 
fchag der Töchter des vorigen Eigenthümers, Joſeph 
von Ulatowski, namentlich Euphroſine, zuerſt ver⸗ 
ehelicht geweſene v. Moflowsta, nachher verehelicht 
geweſene v. Budziſzewska oder deren Erben, Joſe—⸗ 
phata verehelichte v. Szypowska, Marianna verehel. 
v. Wierzbinska, Catharina, Cunigunde, Sophia 
und Domicella, welcher bei Berichtigung des tituli 
possessionis für die Brüder Stanislaus, Ignatz 
Xaver und Seraphin v. Ulatowski zugleich ex offi- 
cio per decretum vom 13ten Januar 1798 einge⸗ 
tragen worden. 3 

Ueber dieſes Intabulat ift kein Hypothekendoku— 
ment ertheilt worden. 

Da der jetzige Beſitzer der genannten Güter, Graf 
Joſeph v. Grabowski, welcher die Löſchung der vors 
fichend sub litt. a. bis h. gedachten Intabulate und 
reſp. die Amortiſation der über dieſelben ertheilten 
und zum Theil verloren gegangenen Dokumente be- 
antragt hat, behauptet und angezeigt, daß dieſe In⸗ 
tabulate bereits längſt bezahlt, reſp. getilgt ſind, er 
jedoch hinſichts der Intabulate ad litteram e., f. und 


h. nicht im Stande if, weder beglaubte Quittungen 
der unſtreitigen letzten Inhaber derſelben vorzuzeigen, 
noch dieſe Inhaber oder deren Erben dergeftalt nach⸗ 
zuweiſen, daß ſie zur Quittungsleiſtung aufgeſordert 
werden können, ſo werden 
1) der Stanislaus von Ulatowski, 
2) der Joſeph von Grabowski, 
3) die Antonina verwittwete von 
geborne von Gembarth, und 
4) die vorſtehend sub litt. b. namentlich ge⸗ 
nannten Töchter des vorigen Eigenthümers, 
Joſeph von Ulatowski, 
reſp. deren Erben, Eeffionarien oder die ſonſt in ihre 
Rechte getreten ſind, ſo wie alle diejenigen, die aus 
ſonſt einem andern Grunde auf die vorgedachten sub 
litt. a. bis h. aufgeführten Poſten und die darüber 
ausgeferligten, zum Theil verloren gegangenen Hy» 
pothekendokumente als Eigenthümer, Ceſſtonarien, 
Pfand- oder ſonſtige Briefs-Inhaber Anſprüche zu 
machen haben, hierdurch aufgefordert, ſich mit ihren 
derartigen Anſprüchen in dem dazu auf 
den 30ſten Juni d. J. Vormittags um 11 Uhr 
vor dem Deputirten Herrn Ober-Landesgerichtsrath 
Bötticher in unſerm Inſtruktionszimmer anberaum⸗ 
ten Termine zu melden, widrigenfalls dieſelben zu 
gewärtigen haben, daß ſie mit ihren etwanigen An⸗ 
ſprüchen auf die oben genannten Poſten und Hypo⸗ 
theken⸗ Dokumente präkludirt, ihnen deshalb ein 
ewiges Stillſchweigen auferlegt und mit Amortifa= 
tion der Hypotheken-Dokumente verfahren werden 
wird. 
Bromberg, den 15. Februar 1847. 
Königliches Ober-Landesgericht. 
II. Senat. 


Auktion. 


Mittwoch den 2ten Juni Vormittags von 
10 und Nachmittags von 3 Uhr ab, ſollen im Auk⸗ 
tions⸗Lokal Friedrichsſtraße No. 30 mehrere Nach⸗ 
laßſachen, beſtehend in Möbeln, Wäſche, Betten, 
Kleidungsſtücken, etwas Silberzeug, wobei zwei Ta⸗ 
felleuchter, eine Tiſchuhr, nebſt mehreren Gegenftän- 
den zum Gebrauch von Kupfer, Zinn, Blech ꝛc. ge⸗ 
gen baare Zahlung verſteigert werden. Anſchütz. 


Die in der General-Verſammlung des Sterbe⸗ 
Kaſſen⸗Renten⸗ Vereins für das Großherzogthum 
Poſen am ten d. M. gefaßten Beſchlüſſe find mit⸗ 
telſt Verfügung des Herrn Ober-Präſidenten vom 
16ten ej. m. beſtätigt worden. 

Poſen, den 25. Mai 1847. 

Das Direktorium. 


Ein Polniſcher Commis, der das Material-Ge⸗ 
ſchäft gründlich verſteht und der Deutſchen Corre⸗ 
ſpondenz fähig iſt, findet zu Johanni c. ein vortheil⸗ 
haftes Engagement Nähere Auskunft ertheilt 
Leopold Goldenring, 
Poſen, Markt 62. 


Am l7ten Juni d. J. und event. am folgenden 
Tage ſoll, von Vormittags 9 Uhr anfangend, in 
Czarnuszka bei Plefhen ein bedeutendes Wirth— 
ſchafts-Inventarium, namentlich gegen 1000 Stück 
Schaafe und Lämmer, Arbeitsochſen, Milchkühe, 
Jungvieh, Pferde, Füllen verſchiedenen Alters, Pfer⸗ 
degeſchirre, Ackergeräthſchaften und dgl. gegen gleich 
baare Zahlung in Preußiſchem Courant meiſtbietend 

verkauft werden. 

Pleſchen, den 25. April 1847. 
! Rüdenburg, 
Juſtiz⸗Commiſſarius und Notar. 


Für Gutsbeſitzer und Oekonomen 
empfiehlt thierärztliche Verbindezeuge, Troccare für 
Schaafe und Rindvieh, Schnepper, Flieten, Kly⸗ 

irſpritzen, Zangen zum Zeichnen der Schaafe und 
Impfnadeln. Zugleich empfehle ich auch mein La⸗ 
ger von ſelbſt gefertigten Tafel⸗, Deſſert⸗, Tranchir⸗ 
und Küchenmeſſern, Raſirmeſſer nebſt Streichriemen, 
und übernehme die Reparatur und das Schleifen al- 
ler oben genannten Artikel. 


A. Klug, Breslauerſtr. No. 3. 


„ ͤĩ XA— «9,9. ————ß—ß—v.. TE FESTE AR 
Mit heutigem Tage habe ich eine Mos 

dewaaren⸗Handlung im Bazar eröffnet. 

Indem ich mich dem Wohlwollen eines 

geehrten Publikums hiermit empfehle, ver⸗ 

ſichere gleichzeitig die reellſte Bedienung. 
Poſen, den 2. Mai 1847 


Roman Kutzner. 
Bazar. 


Ulatowsta, 


e 
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No. 47., angenommen und je 


Borussia. 


Versicherungen gegen Feuersgefahr zu den billigsten und zugleich festen Prä- 
miensätzen werden durch den unterzeichneten Haupt- Agenten, 
falls durch den Special-Agenten Herrn Simon 

e beliebige Auskunft gratis ertheilt. 
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» Gerberstrasse 28 
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Benoni Kaskel, 


Breitestrasse No. 22. 


| 


Gründlichen Unterricht in der kauſmänniſchen 
Buchführung, im kaufmänniſchen Rechnen und 
Brieſſtyl, auch in der Kalligraphie ertheilt 

Albert Schmidt, Neueſtraße No. 4. 


Ein anſtändig möblirtes Zimmer (Par⸗ 
terre) nebſt Bett, am Sapiehaplatz, und 
eine Wollniederlage daſelbſt, ſind für die 
Dauer des Wollmarktes zu vermiethen. 

Näheres im Comptoir von 


C. Müller & Comp., 
Sapieha⸗Platz No. 3. 


Markt No. 88. ſind große Woll⸗Niederlagen, ſo 
wie eine elegante möblirte Vorderſtube für die Dauer 
des Wollmarkts und Johannis zu vermiethen. 

T. Munk. 


Wollniederlage 


zu vermiethen alten Markt No. 44 der große leer⸗ 
ſtehende Laden im Haufe des Kaufmann Grätz. 


Große Wollniederlagen 


unter Verdeck 
Wilhelmsſtraße No. 8. 
Poſen, im Mai 1847. Meyer Falk. 


Breslauerſtraße No. 37. iſt im erſten Stock eine 
Wohnung, beſtehend aus 3 Stuben und Entree, 
desgleichen auf Zagorze No. 132. das ganze Wohn⸗ 
gebäude nebſt Garten von Michaelis d. J. ab zu 
vermiethen. Freundt. 


Während der Dauer des Wollmarktes iſt 
eine Wohnung gegenüber dem Sapieha⸗Platze Frie⸗ 
drichsſtraße No. 10. zu vermiethen. 


Zu vermiethen 


iſt Judenſtraße 33. ein brandſicherer, mit 4 eiſernen 


Thüren verſehener Laden, in dem durch 26 Jahre 
ein Kurzwaaren⸗Geſchäft betrieben worden, und ſich 
auch beſonders zu einem Material⸗Geſchäft eigner. 
Näheres zu erfragen bei den Remak ſchen Erben, 
Judenſtraße. 


Friſchen Steinkohlentheer verkauft billigſt 
F. Seidemann, Walliſchei. 


Friſches Porter, 

Nürnberger Bier, 

Bairiſch Lager-Bier 
empfiehlt, — bei Abnahme größerer Quantitäten 
angemeſſenen Rabatt Louis Kühnaſt. 


Namen wird die Predigt halten: 
der 2 
Kirden. Vormittags. Nachmittags. 


Entrer à Perſon 235 Sgr. 


Sonntag den 30ſten Mai 1847 


gradeüber dem Poſtgebäude, find wie früher 
auch im Monat Mai d. J. eröffnet worden, 
Ge 
Poſen, den 26. Mai 1847. ; 
DRS ee 


und ladet zu deren zahlreichen Benutzung ein 
Diesjährigen friſchen Porter und feine Ungariſche 


eee e eee ee 
geehrtes Publikum hierdurch wieder ergebenſt 
Cigarren empfing A. Remus, 


Die Wannen⸗Bäder im Hötel de Berlin 
[E 
F. Miskiewicz. 
Breiteſtraße No. 6. 


Den erſten Transport neue Heringe erhielt und 
offerirt 


B. L. Präger, 


Waſſerſtraße im Luiſengebäude No. 30. 


8 Caroliner- Reis, das 

Pfund zu 3 Sgr. 4 Pf. 

verkauft die Materialhandlung von 3 
Samfon Töplitz, Schuhmacherſtr. No. 1. 


Heute Sonnabend den 29ſten Mai: 


Großes Konzert. 


Anfang Nachmittags 
Hildebrand, 


5 Uhr, wozu ergebenſt einladet 
Königsſtraße No. 1. 


5 In Urban o wo 
Sonntag den 30ſten d. M. Morgen- und Nach⸗ 
mittag» Konzert. Anfang zwiſchen 4 und 5 
Uhr. Entrée pro Familie 3 Sgr., pro Perſon 
1 Sgr. 6 Pf. N 


Odeum. 


Sonnabend den 29ſten 4 
Sonntag den 30ſten ! Mai: 


Großes Gung'lſces Konzert. 
Anfang 30 ung . 
Entrke a Perſon 25 Sgr. 


Ergebenſte Einladung Bornhagen. 


Am 23ſten d. Mts. iſt mir auf der St. Martin⸗ 
Straße eine Wachtelhündin von gelber Farbe und auf 
den Namen „Micke“ börend, verloren gegangen. 
Der ehrliche Finder erhält nach Abgabe deſſelben bei 
der Gaflwirthin Melitz zur „Stadt Glogau“ auf 
der St. Martin⸗Straße eine angemeſſene Belohnung. 

Auguſt Hübner. 


In der Woche vom 21ſten bis 27ſten 
Mai 1847 find: 
geſtorben: 


männl. weibl, 
Geſchl.] Geſchl. 


geboren: 


getraut: 
Knaben.] Mach. 


Paare: 


Evangel. Kreuzkirche. . . Herr Eandidat Müller Hr. Pred. Friedrich 2 1 2 3 1 
Anfaug 9 Uhr | 3 * AN 
Evangel. Petri-⸗Kirche ..- Eonf.-R. Dr. Siedler — 3 2 555 5 * 
Garniſon⸗Kirchhhee —Div.⸗Pred. Nieſe — 2 3 3 1 1 
Domkirche PER: ie ch = Pu. nt Ende — 2 
den 3. Jun Com. Piatko 5 5 da 
Pfarrkirche - Manf. Amman Manſ. Amman. 3 6 4 
den 4. Juni = Manf. Pruſinowski — 5 * 113 % 
St. Wee ..- Manf. 1 
den 3. Jun erſelbe g 2 
St. Martin⸗Kirche .| = Defanv. Kamienski — 2 2 2 2 7 
— 1 N 5 2 = 2 2 111 
Kloſterkirche Er a = — 
RI der barmh. 1 = Eler. Bentkowski. 26 — — — — 
Schwe. J ler. Kuuth „ nnn 
N 7 Summa. 15 17 17 [ 15 U 4 


122. Zweite Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. 


den 29. Mai 1847. 


Landtags- Angelegenheiten. 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 20. Mai. 
N (Schluß.) 

Abg. Hanſemann (fährt fort): Nicht die Konfeſſion entſcheide bei po⸗ 
litiſchen und bürgerlichen Rechten. Durch Annahme dieſes Grundſatzes werden 
Sie Wohlfahrt und Frieden in das Land, Frieden in die Gewiſſen bringen! 
Ich mochte noch einige Punkte aus dem Vortrag des Herrn Miniſters des Kultus 
hervorheben, mit welchen ich mich nicht einverſtanden erklären kann. Es find 
gerade nur ſolche, die ſich auf die Praxis beziehen. Es iſt von dem Herrn 
Miniſter bemerkt worden, daß, wenn der von meinem Freunde vorgeſchlagene 
Grundſatz angenommen würde, dies weſentlich die Einrichtungen wegen des 
Jugend⸗Unterrichtes erſchweren würde. Ich kann diefe Beſorgniß nicht theilen, 
ſind doch dermalen ſchon in den landſtändiſchen Verſammlungen Männer von 
verſchiedenen Konfeſſtonen zuſammen, die in ihren Glaubensanſichten ſehr 
weit von einder ſtehen. Deſſenungeachtet hat diefer Unterſchied keinen Nach⸗ 
theil für die Anordnung des Schulunterrichts, ſo weit die Landſtände dabei 
mitzuwirken haben, herbeigeführt. Es iſt ferner von dem Herrn Miniſter her⸗ 
vorgehoben worden, jener Grundſatz ſei Indifferentismus oder werde ihn wer 
nigfiens erzeugen. Ich entgegne hierauf, daß nach den bisherigen Erfahrun⸗ 

en ſich gerade das Gegentheil davon herausgeſtellt hat. Seitdem man in 
Frankreich das unter den reſtaurirten Bourbonen angenommene Verfahren, 
das Kirchliche im Staate zu befördern, verlaſſen hat, — nämlich ſeit dem 
Jahre 1830, von wo an dort vollkommene Glaubensfreiheit eingetreten iſt — 
dat gerade die Religiöſität dort ſehr zugenommen. Das Gleiche iſt der Fall 
in Belgien, nicht weniger in Holland. Und ſehen Sie, meine Herren, auf 
unſere Rhein⸗Provinz; ich meine, ihre Bewohner wären fo religiös geſinnt, 


wie die Bewohner irgend eines Theils der preußiſchen Monarchie, obgleich 


gerade bei uns die Geſetze am wenigſten in konfeſſtonelle Verhältniſſe eingreie 
fen. Inſoweit dies ſtattfindet, beruht es auf der Geſetzgebung der neueren 
preußiſchen Zeit. Alſo nicht allein die ſchon von meinem Freunde aus der 
Rheinprovinz entwickelten Anſichten, ſondern auch die Erfahrung ſpricht für 
die Annahme des Ihnen vorgeſchlagenen Prinzips. Wiederholt beſchwöre ich 
Sie, nehmen Sie an, was auch die Erfahrung als gut herausgeſtellt hat, 
nehmen Sie an den Grundſatz der gleichen Berechtigung für alle Staatsbür⸗ 
ger, ohne Rückſicht der Konfeſſion. Sie werden wohl daran thun. Dann wer⸗ 
den Sie Preußen den Ruhm erhalten, welchen es ſeit Jahrhunderten hat, 
den Ruhm, daß es an der Spitze des Fortſchritts ſtehe. 
Referent Graf v. Gneiſenau: Ich muß mir erlauben, in Beziehung 
auf den Vortrag des letzten Redners Einiges zu erwiedern. Wenn ich von 
konſtitutionellen Ländern geſprochen habe, ſo iſt begreiflich, daß ich nur deut⸗ 
ſche konſtitutionelle Staaten im Auge gehabt habe, wo mir Niemand beſtrei⸗ 
ten wird, daß, um in die Stände-Verſammlungen gewählt zu werden, das 
chriſtliche Glaubens⸗Bekenntniß erforderlich ſei. 
(Eine Stimme: „Kurheſſen!“) 
Daß Türken und Heiden keine guten Unterthanen ſein können, habe ich nir⸗ 
gends behauptet, daß aber die dem ruſſiſchen Scepter unterworfenen Türken 
und Heiden Sitz und Stimme auf einem ruſſtſchen Vereinigten Landtage 
hätten, den Veweis iſt der geehrte Redner uns ſchuldig geblieben. 
a Abg. Graf v. Schwerin: Der Herr Miniſter hat behauptet, es würde 
als ein Akt des Indifferentismus und der Gleichgültigkeit angeſehen werden, 
wenn die Verſammlung den Beſchluß faſſen wollte, zu bitten, daß die jetzigen 
Beſtimmungen des Geſetzes, wonach nur Angehörige der drei chriſtlichen an⸗ 
erkannten Kirchen ſtändiſche Rechte ausüben können, geſtrichen oder modiſizirt 
werden. Meine Herren! Ich beſtreite nicht, daß es ſo vielfach angeſehen wer⸗ 
den wird; das kann mich aber nicht irren in dem, was ich für Recht und 
Pflicht halte. Ich muß ferner zugeſtehen, daß es der Indifferentismus ſein 
kann, der dieſe Forderung ſtellt, daß es aber der Indifferentismus und die 
Gleichgültigkeit fein muß, die ſte ſtellt, das beſtreite ich auf das allerent⸗ 
ſchiedenſte. Ich würde die Ueberzeugung verleugnen müſſen, von der mein 
ganzes Leben getragen wird, wenn ich dieſe Schlußfolgerung anerkennen wollte; 
ich bin vielmehr der Ueberzeugung, daß aus dem tiefſten Innern des chriſtli⸗ 
chen Bewußtſeins heraus dieſe Forderung geſtellt werden kann, ja, ich möchte 
faft ſagen, geſtellt werden muß. (Zuſtimmung von vielen Seiten.) Das Chri⸗ 
ſtenthum braucht, meiner Anſchauung nach, zu feiner Entwickelung keine ans 
dere Unterſtützung, als die ihm inwohnende Kraft der Wahrheit und der Liebe. 
Es muß allein dieſer Macht vertrauen und von ſich abweiſen jede andere 
äußere Stütze. N 
Abg. Heyer: Meine Herren! Es iſt geſtern von dem Herrn Miniſter 
des Kultus darauf hingewieſen worden, welchen Eindruck es im Lande ma⸗ 
chen würde, wenn unſere Verſammlung einen Beſchluß faßte, wodurch fie den 
Grundſatz des 8. 5, 2 des Geſetzes vom 1. Juli 1823 aufhöbe. Ich kann 
über den Eindruck, der von einem ſolchen Beſchluſſe zu erwarten iſt, nur aus 
dem Geſichtskreiſe urtheilen, den ich in meiner Provinz einnehme; aber das 
glaube ich ſagen zu können, daß der Eindruck in meiner Provinz in größter 
Mehrheit ein durchaus befriedigender ſein werde. In meiner Provinz iſt das 
Verlangen nach religiöſer Freiheit allgemein und lebhaft; aber wir verſtehen 
unter Religions⸗Freiheit nicht blos die Freiheit, ſeinen Glauben nach innerer 
Ueberzeugung zu beſtimmen, denn dieſe Freiheit kann uns keine Macht der 
Erde rauben, ſondern wir verſtehen darunter die Freiheit, unſeren Glauben 
auch öffentlich zu bekennen und ihm nachzuleben. Dieſe Freiheit aber, meine 
Herren, iſt nicht genügend gewahrt, wenn blos Ketzergerichte und Scheiter- 
haufen nicht mehr ftattfinden, ſondern ſie verlangt mehr, ſie verlangt die völ⸗ 
lige Freiheit des Glaubens⸗Bekenntniſſes ohne allen Nachtheil von Seiten des 
Staates. So lange der Staat ſich herausnimmt, über den Werth religiöſer 
Doktrinen zu richten, fie als unchriſtlich zu verwerfen und ihren Bekennern 
les aus dieſem Grunde Rechte zu entziehen oder Nachtheile zuzufügen, — 
ſo lange, meine Herren, haben wir noch keine, Religionsfteiheit, ſo lange ha⸗ 
en wir — nenne ich es mit dem wahren Worte — wenn auch unter glimpf⸗ 
licher Form — immer noch eine Inquiſition. Im Intereſſe der Humanität, 
meine Herren, bitte ich Sie daher, laſſen fie dieſen Zuſtand aufhören und 
ſorgen Sie durch Ihre heutige Abſtimmung dafür, daß die Religionsfreiheit, 
die uns längſt in Geſetzen verbürgt iſt, eine Wahrheit werde. (Bravo!) 
Abg. Graf v. Helldorff: Von dem Standpunkte der evangeliſchen 


Kirche aus will ich Sie an die Grundſätze unſerer großen Kirchen-Reforma⸗ 
toren erinnern. Als dieſe die Bekenntnißſchriften des ſechszehnten Jahrhunderts 
abfaßten, glaubten fie nichts Anderes zu thun, als die Auffaſſung ihrer Zeit 
über die Lehre Chriſti und das Verſtändniß der ſelbige darlegenden heiligen 
Schriften auszuſprechen; keinesweges aber wollten ſie durch das, was ſie in 
die Bekenntnißſchriften niederlegten, die Anſicht der kommenden Jahrhunderte 
an ewig bindende Normen feſſeln. Ich erinnere an die erhabenen Lehren der 
Duldung und Liebe, welche unſer göttlicher Heiland und Erlöſer ſelbſt aus⸗ 
geſprochen hat in Zeiten ſeines Wandels auf Erden, an die Lehren der Dul⸗ 
dung und Liebe gegen Andersdenkende, welche er ausgeſprochen und bethätigt 
hat ſelbſt an der Kreuzesſtätte. Ich glaube daher dieſer erhabenen Lehre der 
Liebe und Duldung nur zu huldigen, wenn ich mich für das Gutachten der 
Abtheilung erkläre, eine Bitte an Se. Majeſtät den König vorzuſchlagen: 
Allerhöchſt in Erwägung ziehen zu wollen, ob nicht ein Ausweg zu finden 
fein möchte, das Recht der Wahlfähigkeit und der Wählbarkeit zu den Land⸗ 
tagen auf alle im Staate geduldeten chriſtlichen Religions-Geſellſchaften aus⸗ 
zudehnen Was hingegen den Antrag eines ſehr verehrten Abgeordneten aus 
der Rhein-Provinz anlangt, daß das Recht der Standſchaft auch den nicht 
chriſtlichen Religions⸗Geſellſchaften verliehen werde, fo muß ich mich dagegen 
erklären, da, meiner Meinung nach, in der Entwickelung unſeres Staates 
wie auch aller übrigen europäiſchen Staaten das Chriſtenthum das Allen ge⸗ 
meinſame Lebensprinzip geworden iſt. Ich bin überdies der Anſicht, daß nicht 
angemeſſen fein würde, jetzt auf die Berathung dieſes ganz improviſirten An⸗ 
trages einzugehen; ich halte vielmehr es eher zuläſſig, daß man die Fraß 
die von dem geehrten Abgeordneten der Rheinprovinz geſtellt worden iſt, bei 
Berathung der Allerhöchſten Propoſition über die Regulirung der Verhältniſſe 
der Juden in Erwägung nehme. { 

Abg. Siebig: Hohe Verſammlung! Wenn bereits geſtern ein hochge⸗ 
feierter Redner aus dem Rheinlande die religiöfen und Glaubens-Bekenntniſſe 
als heiligſte Eigenthümer des Menſchen hingeſtellt hat, wenn er ferner aus⸗ 
ſprach, daß die Rechte, welche der Preußiſche Bürger im Vaterlande zu ge⸗ 
nießen habe, nicht an das religiöſe Bekenntniß gebunden ſein dürften, ſo 
glaube ich erſehen und erkannt zu haben, daß bei weitem die Mehrheit der 
hohen Verſammlung ihm aus vollem Herzen beiſtimmte. Von der Bank des 
hohen Miniſteriums ward über Prinzipien geſprochen und bemerkt, daß es 
auch außerhalb dieſer Verſammlung Maſſen gäbe, auf die wir aufmerkſam 
ſein müſſen. Ich bin weit entfernt, mich kritiſirend auf dieſe Aeußerungen 
einzulaſſen, ich bin auch weit entfernt, denjenigen der Herren Redner, die 
gegen die Anſicht des hochverehrten Herrn Abgeordneten aus dem Rheinlande 
geſprochen haben, entgegenzutreten, das mag auf ſich beruhen, — ich erlaube 
mir vielmehr einige Bruchſtücke aus der vaterländiſchen Geſchichte Preußens 
hervorzuheben. Es ſind Erſcheinungen, und zwar im achtzehnten Jahrhun- 
derte, vorgekommen, wie, daß ein hochgefeierter Mann ſeiner Zeit, der Phi⸗ 
loſoph Wolff, bei Strafe des Stranges aus dem Vaterlande gewieſen ward; 
es ſind Erſcheinungen da, wie die Wöllnerſchen Edikte. Dieſes am Schluſſe 
des achtzehnten Jahrhunderts. Aber, Triumph der Sache, wenn es galt, 
den Glanz Preußens zu trüben, ſchwang ſich der Genius Preußens auf, und 
Wolff wurde im Triumph zurückgeführt, die Wöllnerſchen Edikte fielen. Auch 
in unferer Zeit haben wir leider mit tiefer Bekümmerniß eine derartige Be⸗ 
vormundung in religiöſer Beziehung bitter und tief empfunden. Allein gleich- 
ſam, als wenn Preußen unter der Macht eines höheren Schutzes ſtehe, er⸗ 
ſchien hierauf das Geſetz vom 30. März 1847, und unſere Beſorgniſſe ſind 
mit ihm geſchwunden. Meine Herren! Sie ſind hier verſammelt als die 
Mandatarien einer Nation von 16 Millionen Menſchen. Sie könnten fortan 
nicht dulden, daß Menſchen, die nach göttlichen Geſetzen unter uns leben, 
fie mögen fonft einem Bekenntniſſe angehören, welchem fie wollen, wenn fie 
ſonſt friedliche Bürger find, die Rechte verkümmert werden ſollen, die jedem 
Preußiſchen Bürger gewährt ſind. Ich glaube daher, hochgeehrte Herren, 
Sie haben nichts Feierlicheres, nichts Ernſtlicheres zu thun, als die Hemm⸗ 
niſſe hinweg zu heben, die den alſo Gedrängten im Wege ſtehen, um die 
höchſten bürgerlichen Ehrenrechte auszuüben. Geſtützt auf dieſe Anſicht, meine 
Herren, kann ich Ihnen nur empfehlen, ſich dem Amendement des Herrn 
Redners aus dem Rheinlande, wie er es geſtern geftellt hat, vollſtändig an⸗ 
zuſchließen, denn es gilt, der Menſchheit Gerechtigkeit zu zollen. Friedrich 
der Große iſt berühmt durch ſeinen Ausſpruch, indem er ſagte: In meinen 
Staaten kann Jeder nach ſeiner Meinung ſelig werden; ich füge noch hinzu, 
und im Preußiſchen Staate ſoll im I9ten Jahrhundert kein Menſch wegen 
ſeiner religiöſen Ueberzeugung an ſeinen bürgerlichen Rechten verkümmert 
werden. (Lautes Bravo!) 

Abg. Tſchocke: Verehrte Herren! Ohne weitere Einleitung gehe ich 
auf die Sache ein und muß leider da anknüpfen, wo wir geſtern begonnen 
und fortgefahren haben, nämlich damit, daß der Herr Miniſter der geiſtlichen 
Angelegenheiten bei dieſer Frage uns an die öffentliche Meinung erinnerte, 
indem er darauf hinwies, was wohl die Stimmen draußen ſagen würden, 
wenn wir einen ſolchen Indifferentismus, eine ſolche Gleichgültigkeit gegen 
das abſolute Chriſtenthum dadurch an den Tag legten, daß wir Männer zu 
gleichen Rechten befürworteten, die nicht unſere Glaubensanſicht theilen, von 
denen man nicht einmal recht weiß, ob ſie Chriſten find. Ich glaube, daß 
wir die öffentliche Meinung gern hören und achten, ich glaube, daß ſie Kei⸗ 
nem von uns gleichgültig, und zwar um fo weniger gleichgültig ist, als ſte 
nach vielen Kämpfen endlich ſich Geltung errungen hat, als ſie Gott Lob auch 
in unſerem Staate bereits ein Richteramt ausübt. Ich meinerſeits muß be⸗ 
kennen, daß ich vernommen habe, daß die öffentliche Meinung, die Stimmen 
da draußen, mit den Ständen des Preußiſchen Reiches und ihrem Wirken 
bisher zufrieden waren, daß die Stimmen da draußen ſich beifällig geäußert 
haben über die Stellung, über die feſte, aber gemäbigte Stellung, die die 
Preußiſchen Stände bis jetzt eingenommen haben, daß fie ſich beifällig dar⸗ 
über geäußert haben: über die drei Grundpfeiler, die wir uns erkoren haben 
zur Richtſchnur: Recht, Pflicht und Humanität. Nun, meine Herren, haben 
wir zwar aus dem Munde des Herrn Miniſters zugleich gehört, als Erwie⸗ 
derung auf das Anführen eines ſehr geehrten Redners der Rheinprovinz, daß 
die Humanität ja die Frucht des Chriſtenthums ſei. Und ganz gewiß iſt es 
ſo, aber ich glaube, ſie iſt nicht die Frucht des Chriſtenthums welches an⸗ 
dere Meinungen zurückgeſetzt wiſſen will, nicht die Frucht des Chriſtenthums, 
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welches diejenigen, die anderen Anſichten huldigen, nicht mehr als Christen 
betrachtet, nicht des Chriſtenthums der Dogmen, des blinden Glaubens, ſon⸗ 
dern des Chriſtenthums der Vernunft, der göttlichen Vernunft, die dem 
Menſchen verliehen iſt. (Von einer Seite: Gelächter.) Und ſo glaube ich, 
in Rückſicht auf jene drei Grundprinzipien, die Humanität auch den Män⸗ 
nern angedeihen laffen zu müſſen, die bis jetzt in keiner bürgerlichen Pflicht 
hinter uns zurückgeblieben find, den Männern, die Vürgerlügend üben, ſo 
viel es in ihren Kräften ſteht. Wir wollen Humanität üben an den Män⸗ 
nern, die dem Könige geben, was des Konigs ift, und Gott, was Gottes iſt. 
So, meine Herren, laſſen Sie uns den Männern, gegen die ſonſt nicht das 
Geringſte einzuwenden iſt, die Bruderhand reichen und ihnen gleiche Rechte 
mit uns vindiziren, eingedenk des Wahlſpruches: Liebet Euch unter einander. 
Abg. Graf Galen: Das Gutachten ſtellt die Anſicht auf, als wenn 

die beiden geſtellten Anträge nicht vollſtändig mit einander harmonirten; ich 
glaube aber, daß beide weſentlich mit einander übereinſtimmen, denn beide 
ſtellen den Grundſatz auf, daß fortan das Chriſtenthum nicht mehr Bedin⸗ 
gung zur Ausübung politiſcher Rechte ſein ſolle. Wir haben einen chriſtlichen 
König, der neuerdings noch in dem Toleranz-Edikte den geſchichtlichen und 
durch Staatsverträge bevorrechteten Kirchen, der römiſch⸗katholiſchen und evan⸗ 
geliſchen, ſeinen kraͤftigen Schutz angedeihen zu laſſen verſprochen hat, der in 
der Thron⸗Rede den Glauben an ſeinen und unſer Aller göttlichen Heiland, 
Herrn und König bekannte, und freudig ſtimmen gewiß in dieſes Bekenntniß 
mit mir Alle ein, die da glauben und erkannt haben, daß dieſer Heiland iſt 
Chriſtus, der Sohn des lebendigen Gottes. Weit entfernt ſei es von mir, 
der Gewiſſensfreiheit des Einzelnen zu nahe zu treten, weit entfernt, das an⸗ 
reifen oder darauf zurückkommen zu wollen, was von dieſer Stelle aus ge⸗ 

agt worden iſt; aber das Recht glaube ich in Anſpruch nehmen zu müſſen, 

und Jeder, der mit in mein Bekenntniß einſtimmt, muß das Recht haben, 
daß dieſes unſer Bekenntniß frei bleibe von aller und jeder Anfeindung. Wir 
find Deutſche, denen die Freiheit der anerkannten Konfeffionen nach vielen 
Schlachten aufs neue garantirt ward; wir find Unterthanen eines hochver⸗ 
ehrten, eines christlichen Königs, der uns feinen Schutz nicht entziehen wird. 
Ich ſtimme gegen die beiden Anträge und eben ſo ſehr gegen den Antrag, 
welchen das Gutachten aufftellt; denn der Antrag des Gutachtens iſt nur eine 
Brücke, auf der wir über kurz oder lang zu dem gelangen, was die Anträge 


(Rufe nach Abſtimmung.) 

ſchalt: Ich bemerke, daß noch 17 Redner das Wort verlangt 
haben; ich will jedoch fragen, ob der Wunſch nach Schluß der Debatte Un⸗ 
terſtützung findet. (Wird zahlreich unterſtützt.) Nun bitte ich, daß alle die⸗ 
jenigen auffiehen, die für den Schluß der Debatte ſtimmen. (Eine große 
Majorität ſtimmt für den Schluß.) 

Abg. v. Diebitſch (vom Platze): Ich habe gebeten, ein Amendement bei⸗ 
fügen zu dürfen. (Murren und Lärm.) 

Marſchall: Ich muß den Herrn Redner bitten, ſein Amendement 
vorauszuſchicken. 

i Abg. v. Diebitſch: Mein Amendement lautet: „Den von ihren Pre⸗ 
digern früher vollzogenen Trauungen nachträglich widerrechtliche Gültigkeit zu 
verleihen, weil ſie ausgeſchloſſen ſind.“ f 

Marſchall: Es fragt ſich, ob 24 Mitglieder der Meinung ſind, daß 
dieſes Amendement ein ſolches ſei, das zu dem gegenwärtigen Antrage gehört. 
(Von Seiten der Verſammlung wird ſtürmiſch „Nein“ gerufen.) Ich kann 
es alſo nicht zulaſſen. 

Abg. v. Saucken: Ich habe mich um das Wort gemeldet, mich aber 
auch dem Urtheile der Verſammlung unterworfen und auf das Wort ver⸗ 
zichtet. Nachdem aber Aeßerungen gefallen find, als wenn dergleichen Fälle 
nicht vorliegen, die den geſtellten Antrag begründen, ſo will ich mir erlauben, 
die hohe Verſammlung zu fragen, ob fie mir geftattet, ein Faktum anzufüh⸗ 
ren, welches der Grund zu dem vorgeſchlagenen Amendement iſt. (Von vielen 
Seiten wird „Nein“ von noch mehreren „Ja“ gerufen.) 

1 Marſchall: Ich muß die Verſammlung fragen, ob ſie, ungeachtet 
des Schluſſes der Debatte, der verlangt worden iſt, in Folge des geſtellten 
Amendements, welches ſie für einen Antrag nicht erkannt hat, noch einem 
Redner das Wort geben will. (Großer Lärm.) Auf dieſe Weiſe kann die 
Antwort nicht ermittelt werden, ſondern es muß durch Abſtimmung geſchehen. 
Wer dem Redner das Wort geben will, beliebe aufzuſtehen. (Es erhebt ſich 
eine große Majorität von den Sitzen, worauf der Abgeordnete von Saucken 
das Wort erhält. Er bemerkt:) 5 l 
Abg. v. Saucken: Ich werde mich auf das Faktum allein beziehen. 
n der Provinz Preußen iſt ein hochgeachteter Mann — der verſtorbene 
Viſchof von Hatten ſelbſt war ihm innig befreundet; — in allen Lebensver⸗ 
häliniſſen genoß er die unbeſchränkteſte Achtung feiner Mitſtände. Sein alter 
Geiſtlicher gab ſein Amt auf. Er berief ſelbſt einen anderen. Er führte ihn 
ein als Patron ſeiner Gemeinde. Seine Kinder waren evangeliſch konſirmirt 
und verheiratheten ſich mit Proteſtanten. Dieſer junge Geiſtliche exkommu⸗ 
nizirte ihn und feine amilie. Er war mehrere Jahre exkommunizirt, er⸗ 
ſchien aber auf unſeren Landtagen, und mit Freuden haben wir ihn unter 
uns geſehen. Niemand hat den geringſten Anſtand genommen. Später fühlte 
er immer dringender das Bedürfniß wieder in Gemeinſchaft chriſtlicher Brü⸗ 
der die Kirche zu beſuchen und das Abendmahl zu genießen. Er wollte ſei⸗ 
nen Glauben nicht verlaſſen, nicht übertreten zu dem Proteſtantismus und 
ſchloß ſich darum den Deutſch-Katholiken an. Offen, männlich, würdig legte 
er dieſen Schritt der ganzen Welt in einem offenen Sendſchreiben dar. Er 
kommt von neuem zur Wahl zum Landtageabgeorpneten und wird als nicht 
wahlfähig zurückgewieſen, meine Herren! das ganze Ermeland, ja, ich darf 
wohl fagen, halb Preußen, wandte ſich mit der allerunterthänigſten Bitte in 


es geſchehen. Ich frage: ſtimmen 24 Mitglieder dafür, 


verſchiedenen Petitionen an Se. Majeſtät den König, die W igkeit 
beſtätigen. Se. Majeſtät der König 1 in den gnädigſlen Aan en 9e. 
antwortet, daß er unter den beſtehenden Verbältniſßen dies nicht könne, das 
Geſetz müſſe aufrecht erhalten werden, wenn aber dieſe geſetzliche Beſtimmung 
nicht gut ſei, fo möge fie geändert werden. Darumlift es, glaube ich, unſere 
Pflicht, auf Abänderung des Geſetzes anzutragen. Um dieſen Fall, von dem 
ein gechrtes Mitglied aus Schlefien nicht glaubte, daß er ſtattſinden könne, 
hier darzulegen, habe ich mir von der hohen Verſammlung das Wort erbe⸗ 
ten. Alles Uebrige in der Sache zu ſagen, habe ich mich gern beſchieden, 
da die Abſtimmung beſtimmt war. ' 3971 

Marſchall: Was die Frageſtellung betrifft, fo geht meine Abſicht da» 
hin, zuerſt zu fragen, ob der Gegenſtand dem Provinzial⸗Landtag vorgelegt 
werden ſoll. Es iſt von mehreren Seiten vorgeſchlagen worden, daß eine 
Propofition auf dieſen Gegenſtand gerichtet werde. Darüber muß vorher 
entſchieden werden. 1 f 

Abg. v. VBeckerath: Mein Amendement iſt, wie ich glaube, dasjenige, 
welches am weiteſten geht und daher geeignet iſt, zuerſt zur Abſtimmung ge⸗ 
bracht zu werden. Es beſteht in dem Antrage, daß es der hohen Verſamm⸗ 
lung gefallen möge, Se. Majeſtät den König zu bitten, den Provinzial⸗Land⸗ 
tagen eine Propoſition vorlegen zu laſſen, dahin gerichtet, daß §. 5 Nr. 2 
des provinzialſtändiſchen Geſetzes, welcher die Wählbarkeit zu den Landtagen 
an das religiöſe Vekenntniß knüpft, aufzuheben ſei. Wenn ich ſage, daß 
dieſer Antrag zuerſt zur Abſtimmung kommen müßte, ſo iſt ein weiterer Grund 
dafür der, daß nach meiner Meinung er die meiſte Zuſtimmung finden dürfte, 
denn gewiß werden diejenigen, die dem einen Theil, den Diſſidenten gegen⸗ 
über, Gerechtigkeit üben wollen, ſie auch dem anderen Theil nicht verſagen. 

Marſchall: Es war nicht meine Anſicht, das ganze Amendement zur 
Abſtimmung zu bringen, ſondern nur die Vorfrage, ob die Verſammlung der 
Be ei, daß dem Provinzial-Landtage diefe Propoſition vorgelegt wer⸗ 

en ſoll. 

Cine Stimme: Ich wollte blos darauf aufmerkſam machen, daß 
wir hier darüber nicht abſtimmen, ſondern daß nur die Provinzial⸗Landtage 
darüber berathen können, und daß dann erſt von Sr. Majeſtät entſchieden 
werden kann. (Murren und Widerſpruch. 

Marſchall: Meine Abſicht iſt, die Frage fo zu ſtellen: Soll Se. Mas 
jeftät der König allerunterthänigſt gebeten werden, über die Veſtimmung des 
§. 5 Nr. 2 des fraglichen Geſetzts eine Allerhöchſte Propofttion an die Pro⸗ 
vinzial-Landtage gelangen zu laſſen? (Einige Stimmen: Nein!) Nachher 
werden die Anträge über den Inhalt dieſer Propofition zur Fragſtellung kom⸗ 
men. Dieſe ſind verſchiedener Art; der Vorſchlag des Herrn Abgeordneten 
von Beckerath iſt einer davon. Von demſelben werde ich zuerſt den am wei⸗ 
teſten gehenden nehmen und zuletzt auf den engſten, auf den der Abtheilung, 
kommen. 

Eine Stimme: Wir müſſen wiſſen, wofür wir ſtimmen ſollen, ſonſt 
iſt es nicht möglich, mit ja oder nein entſcheiden zu können. 

Marſchall: Ich kann mich nicht überzeugen, daß die Fragſtellung 
eine unrichtige ſei, und muß dabei beharren. (Der Secretair verlieſt die vo⸗ 
rige Frage nochmals.) Diejenigen, welche für die Bejahung ſind, bitte ich 
auzuſtehen. (Mehrere Stimmen: namentlicher Aufruf!) Es wird, glaube 
ich, nicht nöthig ſein, da der Antrag ſo wenig Anklang gefunden hat. Ich 
komme nunmehr zu dem Materiellen der verſchiedenen Vorſchläge, die gemacht 
worden ſind, und werde zuerſt diejenigen nehmen, die am weiteſten gehen. 
Der eine Vorſchlag geht dahin, die Ausübung der ſtändiſchen Rechte in kei⸗ 
nerlei Art an das religiöſe Glaubensbekenntniß zu binden. Darauf folgt der 
Vorſchlag, die Ausübung dieſer Rechte nur an das Vekenntniß zur christlichen 
Religion überhaupt zu binden, ſo daß dieſelben Jedem, der von ſich ſelbſt 
ſagt, er ſei ein Chriſt, zuſtehen ſollen. Ferner iſt vorgeſchlagen worden, die 
Ausübung ſtändiſcher Rechte allen denen zu geſtatten, welche ſich zu den ge⸗ 
duldeten Religions-Geſellſchaften bekennen. Zuletzt kommt der Vorſchlag der 
Abtheilung. 

Abg. Naumann (vom Platze): Bei der erſten Frage, welche das 
weileſte Amendement betrifft, werden möglicherweiſe Viele ſich abhalten laſſen, 
dafür zu ſtimmen, obwohl ſie eigentlich dafür ſind, weil hervorgehoben wor⸗ 
den iſt, man wolle den Debatten über das Judengeſetz nicht vorgreifen, und 
ich würde alſo zu erklären bitten, daß durch das Votum, was hier abgege⸗ 
ben wird, und was möglicherweiſe die Verneinung der Frage ſein könnte, in 
Bezug auf andere künftige Beſchlüſſe nicht präjudizirt wird. a 

Marſchall: Eine ſolche Erklärung darf ich nicht geben, Jeder muß 
wiſſen, ob er glaubt, ſich dadurch zu präjudiziren. 

. ( Ungeſtümer Ruf: ja wohl, ja wohl!) a 

Eine Stimme (vom Platz): Ich ſtelle den Antrag auf Abſtimmung 
mit Namens⸗Aufruf. 

Marſchall (nachdem er geklingelt): Es iſt auf Namens-Aufruf an⸗ 
getragen worden. 

Abg. Graf Merveldt: Ich muß um das Wort bitten, wegen Modi⸗ 
ſizirung der Fragſtellung. Wenn nämlich die erſte Frage zur Abſtimmung 
kommt: Ob Se. Majeſtät darum gebeten werden fol, den Grundfag geſetz⸗ 
lich feſtzuſtellen, daß die Ausübung der ſtändiſchen Rechte nicht mehr an die 
chriſtliche Religion gebunden werden foll, fo beantrage ich, den Zuſatz zur 
Abſtimmung zu bringen, ob in die Stände⸗Verſammlung künftig auch Hei⸗ 
den, Muhamedaner, Anbeter von Sonne, Mond und Sternen oder die Ans 
beter der Göttin Vernunft, oder, was gleich gilt, alle erdenklichen, von den 
anerkannten chriſtlichen Kirchen abgefallenen Sekten übergehen ſollen, oder, 
ob die Stände⸗Verſammlung eine christliche Verſammlung bleiben ſoll. 

(Tobender Lärmen und Klingeln des Marſchalls.) 

Marſchall: Neue Amendements dürfen nicht geftellt werden 
(Geſchrei und Gelächter, Stimmen: Es iſt bereits abgeſtimmt.) Meine 
Stimme reicht nicht aus, um einen ſolchen Lärm zu übertäuben. Sofern 
aber die Herren ſich mit der Fragſtellung einverſtanden erklärt haben, ſo han⸗ 
delt es ſich nur noch darum, ob der namentliche Aufruf ftattfinden ſoll. Es 
iſt darauf angetragen worden, und inſofern 24 Mitglieder dem beitreten, muß 
daß der namentliche 
Aufruf geſchehe? 

Abg. Gier: Nur eine einzige Bemerkung. i 

(Vermehrtes Getümmel und heftiges Läuten mit der Glocke.) 
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Marſchall: Es darf keine Bemerkung mehr erfolgen. (Gelächter.) 
Die Unterſtützung iſt erfolgt. (Viele Stimmen durch einander: Nein! Nein !) 
Es find mehr als 24 Mitglieder aufgeſtanden. (Mehrere Stimmen rufen: 
Nein! Nein! Andere wieder: Ja! Ja!) Alſo es muß der Namens⸗Auftuf 
geſchehen. (Der Lärmen fteigt.) Es muß rechte Ruhe ſein, damit man die 
Namen deutlich versteht. 

Eine Stimme: 
das zu verſlehen? 8 ' \ 

(Zortwährend wachſendes Getümmel, dazwiſchen Läuten mit der Glocke.) 
Marſchall: Die Frage lautet: Soll die Ausübung der ſtandiſchen 
Rechte an keinerlei Art von religiöfen Glaubens⸗Bekenntniſſen gebunden ſein? 
er das will, fagt: Ja! (Mehrere Stimmen: Nein!) Die ſchöne ſonſtige 
tube iſt heute ganz verſchwunden. Ich ſchreie ſo ſehr ich kann, vermag aber 
nicht durchzudringen. Es ſcheint, daß man die Frage noch nicht recht ver⸗ 
fanden hal. (Der Secrctair verlieſt die Frage nochmals.) Wer alſo will, 
daß die Ausübung der ſtändiſchen Rechte an keinerlei Art religiöſen Glau⸗ 
bensbekenntniſſes gebunden fein toll, der antwortet mit Ja! Ich richte die 
Frage an jeden Einzelnen: Wollen Sie, daß die Ausübung ſtändiſcher Rechte 
an keinerlei Art religiöſen Glaubensbekenntniſſes gebunden ſei? Und da ant⸗ 
worten Sie mit Ja, wenn Sie das wollen. (Wiederholter Lärm und Stim⸗ 
men unter einander, worauf nach einer Pauſe der Marſchall durch die Glocke 
das Zeichen zur Ruhe giebt.) Ich will es nochmals ſagen: Alle die, welche 
wollen, daß die Ausübung ſtändiſcher Rechte an keinerlei Art religiöſen Glau⸗ 
bensbekenntniſſes gebunden ſein ſoll, antworten: Ja! Die Anderen: Nein! 

Secretair Naumann: Ich werde jedesmal vorher den Vuchſtaben an⸗ 
führen, damit die Herren wiſſen, wann ihr Name zum Aufrufe kommen wird. 
Mit dem Buchſtaben D. wird angefangen. (Es beginnt nun der Namens⸗ 
Aufruf.) (Abstimmung durch namentlichen Aufruf.) 

Marſchall: Das Reſultat der Abſtimmung ift folgendes: 158 ja, 319 nein. 

Eine Stimme: Ich erlaube mir die Anfrage, ob die Namen dem 
Protokoll einverleibt werden? 

Marſchall: Ja. 

Abg. Graf Merveldt: Auch den ſtenographiſchen Berichten? 

Marſchall: Darf ich jetzt bitten, daß die Herren ihre Plätze wieder 
einnehmen? ; l 

Abg. Graf Merveldt: Werden die Namen auch im ſtenographiſchen 


a enommen? 
arſchall: Ich bitte, daß die Herren erſt ihre Plätze einnehmen So 
lange dies nicht geſchehen, kann ich keine Frage beantworten und keine ftellen. 

Abg. Graf Merveldt Ich habe mir die Frage erlaubt, ob die Namen 
der Abſtimmenden auch im ſtenographiſchen Berichte aufgenommen werden? 

Marſchall: Nein, aber im Protokoll! 

Eine Stimme: Wird das Protokoll nicht dem Berichte beigelegt? 

Marſchall: Nein! 

Eine Stimme: Aber ich glaube, daß wir ein Recht haben, darauf zu 
beſtehen, daß die Namen aufgenommen werden. (Stimmen: Ja! Ja!) 

Eine Stimme: Wir, die wir ja geſagt haben, wünſchen es ſogar. 

Abg. Graf Merveldt: Ich erlaube mir, nochmals den Antrag zu wie⸗ 
derholen, daß die Namen der Abſtimmenden in den ſienographiſchen Bericht 
aufgenommen werden, damit unſere Kommittenten, damit das Land, damit 
ganz Europa erfahre, wie Jeder hier geſtimmt hat, — (Großer Lärm in der 
Verſammlung. — Der Marſchall gebraucht die Glocke.) — wer für die Bei⸗ 
behaltung eines christlichen Staates, einer chriſtlichen Vertretung und wer 
dagegen geſtimmt hat. 

Marſchall: Da der Antrag geftellt iſt, ſo frage ich, ob er unterſtützt 
wird, der Antrag nämlich, daß die Abſtimmung auch in dem ſtenographiſchen 
Bericht aufgenommen werde. Nun bitte ich, daß alle diejenigen, welche die 
Abſtimmung in dem ſtenographiſchen Bericht aufgenommen wiſſen wollen, 
aufſtehen. (Es erhebt ſich nicht die genügende Zahl.) Der Antrag hat nicht 
die Mehrheit. Die beiden Fragen, welche jetzt auf einander folgen ſollen, 
werde ich verleſen. „Soll allen denen, die ſich zur christlichen Religion be⸗ 
kennen, die Ausübung der ſtändiſchen Rechte zugeſtanden werden?“ Und wenn 
dieſe Frage nicht die nöthige Majorität erlangen ſollte, dann würde darauf 
folgen die Frage: „Soll die Ausübung dieſer Rechte Allen, die ſich zu einer 
geduldeten chriſtlichen Religions- Geſellſchaft bekennen, zugeſtanden werden?“ 
A en nochmals die Frage: „Soll allen denen, die ſich zur chriſtlichen 

eligion bekennen, die Ausübung der ſtändiſchen Rechte zugeſtanden werden?“ 
Diejenigen, welche für die Beiahung dieſer Frage find, bitte ich, aufzufichen. 
Es iſt mehr als zwei Drittheile der Majorität dafür vorhanden. 

Eine Stimme (vom Plage): Ich wollte bitten, daß auch die Ab⸗ 
fiimmung umgekehrt ermittelt würde, fo daß die Verneinenden aufſtänden. 

Marſchall: Ich habe nichts dagegen. Ich erſuche daher diejenigen, 
welche die Frage verneinen, ſich zu erheben. (Das vorige Reſultat iſt als 
richtig erſichtlich.) Wir verlaſſen nunmehr dieſen Gegenſtand und gehen zu 
dem nächſten über, betreffend das Gutachten über die Petition des Herrn Ab⸗ 
geordneten Hirſch, wegen Ergänzung der Herren⸗Kurſe. Die Abtheilung hat 
den Antrag nicht befürwortet. Bevor ich ihn zur Berathung ſtellen kann, 
muß ich fragen, ob er hier in der Verſammlung Unterſtützung findet? (Es 
iſt nicht hinlänglich unterſtützt, kann alſo gar nicht zur Berathung kommen.) 
. geben nunmehr in unſerer Tages⸗Ordnung weiter und kommen zu dem 

machten über die Petition des Herrn Abgeordneten Krohn, betreffend die 

an aus dem Stande der Ann ae . zu den Kreistagen. Ich 
e Arni ls Referent, ſei : 

zunehmen. ern Abgeordneten von ferent, ſeinen Platz ein⸗ 

Referent von Arnim: Der Bericht lautet: „Der vierten Abthei 
der Kurie der drei Stände 0 Vereinigten Landtags hat in der . — 
vom 30. April c. eine Petition des Abgeordneten Krohn und ſechs anderer 
Deputirten der Landgemeinden vorgelegen, dahin gerichtet: An Se. Majeſtät 
die unterthänigſte Bitte zu richten, daß die Beſtimmungen der Kreistags⸗Or⸗ 

nungen, wonach zur Wahl eines Abgeordneten der Landgemeinden für den 
reistag die Ausübung des Schulzen⸗, Dorfrichter- oder Adminiſtrations⸗ 
mes erfordert wird, aufgehoben und nur diejenigen Ei enſchaften erfordert 
werden mögen, welche nach den ſür jede Provinz . Verordnungen 
zur Wahl des Abgeordneten der Landgemeinden fü Provinzial⸗Landt 
genügen e ge ür den Provinzial⸗Landiag 


Ich erlaube mir eine Frage. Wer Ja ſagt, wie iſt 


Marſchall: Es tritt hier der Fall ein, daß die Abtheilung die, Petiti 
zwar an ſich nicht zurückgewieſen, jedoch geglaubt hat, daß fie bier 8 Bere . 
einigten Landtage nicht berathen werden könne, ſondern daß die Petenten ſich 
an die Provinzial⸗Landtage zu wenden hätten. Ich frage alſo: ob die Ver⸗ 
ſammlung unterſtützt, daß hier eine Berathung flattfinde? N 

(Wird zahlreich unterſtützt.) 

Abg. v. Breitenbauch: Es iſt durchaus nicht abzuſehen, warum ein 
Kreistags⸗Deputirter der Landgemeinden durchaus ein Schulze oder ein ſon⸗ 
ſtiger Kommunal⸗Beamter fein ſoll, es iſt im Gegentheil ausgemacht, daß in 
den Landgemeinden es viele Männer giebt, welche ganz tüchtige Kreistags⸗ 
Deputirte ſein würden, aber nicht Schulzen oder Dorfrichter ſind. Warum 
dieſe ausſchließen? Die Kriterien eines tüchtigen Kreistags-Deputirten fallen 
keinesweges mit denen eines guten Schulzen überall zuſammen. Meine 
Herren, wir haben uns ſchon oft befliſſen, die Beſchränkungen zu entfernen, 
welche einer freien Entwickelung des Standes der Landgemeinden entgegen⸗ 
ſtehen; bemühen wir uns, auch bei dieſer Gelegenheit eine ganz unnöthige 
un nutzloſe Veſchränkung in der Wahl der Kreistags-Deputirten fallen zu 
aſſen. 

Marſchall: Ich habe meinen Antrag in ein Amendement zufammengefaßt 
und geſtatte mir, dieſes Amendement der hohen Verſammlung zu geneigter Erwä⸗ 
gung vorzutragen: „Se. Maj. den König zu bitten, den Provinzial⸗Ständen 
eine Propoſition dahin vorzulegen: daß zur Wahl der Abgeordneten der 
Landgemeinden für den Kreistag, unter Wegfall der Bedingung des Schulzen, 
Dorfrichters oder Adminiſtrations-⸗Amtes, bei einem ſechsjährigen Turnus nur 
diejenigen Eigenſchaften erforderlich erachtet werden mögen, welche zur Wahl 
der Abgeordneten der Landgemeinden für den Provinzialstandtag ge⸗ 
nügen.“ Ich erlaube mir, dieſen meinen Antrag Ihrer Einſicht zu empfehlen. 
Wir gehen jetzt ſchon auf das Materielle der Sache ein. ch will mit 
vorher noch vergewiſſern, ob die hohe Verſammlung den Antrag der Abthei⸗ 
lung verwirft, der dahin geht, daß die Verſammlung mit dem Autrage ſich 
nicht beſchäftige. Vor der Hand habe ich nur gefragt, ob die urſprüngliche 
Petition, unterſtützt iſt. Dies iſt geſchehen, ich muß aber doch, ehe ich weiter 
gehe, die Frage aufwerfen, ob die Majorität dem Antrage der Abtheilung 
beiſtimmt oder nicht. Stimmt die hohe Verſammlung ihm bei, ſo könnten 
wir doch nicht weiter gehen. - 

Referent v. Arnim: Der Antrag der Abtheilung lautet fo: „Diele Pe⸗ 
tition nicht zu befürworten, vielmehr den Petenten zu überlaſſen, ſich an die 
betreffenden Provinzial⸗Landlage zu wenden.“ 

Marſchall: Wenn die hohe Verſammlung dieſem Antrage nicht bei⸗ 
ſtimmt, ſo gehen wir auf das Materielle über, ſtimmt ſie ihm aber bei, ſo 
können wir nicht weiter kommen, dieſe Vorfrage muß erft entſchieden fein: 

Abg. v. Leipziger: Ich glaube, die Abſtimmung kann nicht erfolgen, 
ehe man nicht auf das Materielle eingegangen if. Ich werde z. B. Gründe 
angeben, weshalb ich die Abänderung für nothwendig finde. Wenn aber 
dieſe nicht bekannt ſind, wird eine Maſſe Mitglieder dagegen ſtimmen. 

Marſchall: Ich halte mich nicht für befugt, den Antrag der Abthei⸗ 
lung bei Seite zu laſſen, ohne ihn zur Abſtimmung zu bringen. Dieſer An⸗ 
trag geht dahin, daß die Sache nicht hier zu erörtern ſei. Darüber, ob di 
Verſammlung dieſe Anſicht theilt oder nicht, müſſen wir ins Klare kommen. 
Ich werde den Herrn Secretair bitten, die Frage zu verleſen. Sie werden 
alſo gegen den Antrag der Abtheilung ſtimmen, ſo wie ich es thue. (Secretair 
von Bockum⸗Dolffs verlieſt den Abtheilungs⸗Antrag.) Wir wollen die Frage 
lieber poſttiv ſtellen und fragen: Soll die materielle Berathung hier flattfins 
den? Alſo diejenigen, welche dafür ſind, daß die Sache materiell hier be⸗ 
rathen werden ſoll, bitte ich, aufzuſtehen. (Es erhebt ſich die überwiegende 
Mehrheit der Mitglieder.) Nun ſind wir im Klaren, und es hat der Herr 
Abgeordnete Allnoch zuerſt das Wort. * 

Abg. Allnoch: Ich habe mich gefreut, in dem Referate die Worte zu 
finden, daß die Mehrheit den Grundſatz ausgeſprochen habe, daß im Allge⸗ 
meinen es nicht angemeſſen erſcheine, die Landgemeinden bei den Wahlen zu 
den Kriegstagen auf die Gemeinde- Vorſtände zu beſchränken. Es iſt alſo 
jetzt, nachdem die Abſtimmung fo günſtig erfolgt iſt, die Anſicht der Abthei⸗ 
lung, daß eine ſolche Beſchränkung nicht zweckmäßig ſei. Ich kann alſo die 
Petition nur befürworten und hoffe auch, daß dies von der hohen Verſamm⸗ 
lung geſchehen wird. 7 

Abg. v. Saucken: Verſtehe ich die Stimme der hohen Verſammlung 
recht, ſo bedarf es keiner Bevorwortung des Anrags mehr, und ich glaube, 
daß wir einfach zur Fraze übergehen können und es keiner weiteren Debatte 
bedarf. (Allgemeine Zuſtimmung und Ruf nach Abftimmung.) 

Marſchall: Ich glaube das auch, will aber doch fragen, ob die Ver⸗ 
ſammlung dieſer Meinung ſei, und bitte, daß diejenigen, welche den Schluß 
der Debatte wünſchen, aufſtehen. 

(Es erhebt ſich faſt die ganze Verſammlung.) | 

Sceretair v Bockum⸗Dolffs (verliett die Frage)! An Se. Majeftät 
die unterthänigſte Witte zu richten, daß die Beſtimmungen der Kreistags⸗Or⸗ 
dnungen, wonach zur Wahl eines Abgeordneten der Landgemeinden für den 
Kreistag die Ausübung des Schulzen⸗, Dorfrichter⸗ oder Adminiſtrations⸗ 
Amtes erfordert wird, aufgehoben und nur diejenigen Eigenſchaften erfordert 
werden mögen, welche nach den für jede Provinz erlaſſenen Verordnungen 
zur Wahl des Abgeordncten der Landgemeinden für den Provinzial⸗Land ag 
genügen. 5 

Marſchall: Diejenigen, welche dafür ſtimmen, daß der Landtag an 
Se Majeſtät den König die Bitte richten ſoll, dieſen Antrag zu erfüllen, 
erſuche ich, aufzuſtehen. (Wird ſaſt einſtimmig angenommen) 

Abg. Dolz: Blos drei Worte bitte ich den Herrn Marſchall mir zu 
erlauben, an die hohe Verſammlung richten zu dürfen. Mein Herz if zn 
ſehr erſchüttert, als daß ich mir nicht erlauben ſollte, meinen höchſten Dane 
für das große Einverſtändniß auszuſprechen, welches die hohe Verſammlung 
in dieſem Augenblick an den Tag gelegt hat. r 

Marſchall: Wir kommen jetzt zu dem Gutachten, das „Schutzgeld“ 
betreffend. Der Referent, Herr von Uechtritz, wird ſeinen Plaß einnehmen. 

Referent v. Uechtrit (verliest das Gutachten, betreffend das Schutzgeld). 

Marſchall: Die Meinung der Abtheilung geht dahin, daß eine weitere 
und gründlichere Vorberathung noch in der Abtheilung, die ſich mit der Pa⸗ 
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trimonial⸗Gerichtsbarkeit beſchäſtigt, in Verbindung mit dieſem Gegenſtande 
nothwendig ſei. Wenn ſich nichts dagegen zu erinnern ſindet, ſo werde ich 
den Gegenſtand dor öten Abtheilung überweiſen. Wir gehen nun zum Gut⸗ 
achten, betreffend die Petition auf Oeffentlichkeit der Stadtperordneten-Ver⸗ 
ſammlungen, über. Referent iſt Herr Abgeordneter Bertram. Ich werde ihn 
i inzunehmen. # 
Ae ben es Die Angelegenheit, meine Herren, die ich der hohen Ver⸗ 
ſammlung vorzutragen habe, betrifft die Oeffentlichkeit der Stadtverordnelen⸗ 
Sitzungen. So viel ich weiß, ſind Anträge dahin bei mehreren Provinzial⸗ 
Landtagen früher ſchon gemacht worden. Ich weiß nicht, ob auf allen. Aber 
der hohen Verſammlung ſind mehrere Anträge vorgelegt worden. Ich ſelbſt 
würde einen ſolchen Antrag gemacht haben, wenn ich nicht gewußt hätte, daß 
die Sache hier zur Sprache gebracht wird. Die Anträge gehen theils auf 
unbedingte, theils auf bedingte Oeffentlichkeit hinaus. Für unbedingte 
Oeffentlichkeit erklären ſich der Abgeordnete Ritter aus Stettin und der Ab⸗ 
geordnete Mehls aus Landsberg; ferner der Abgeordnete Tſchocke aus Bres⸗ 
kau, welcher jedoch, falls die unbedingte Oeffentlichkeit nicht zu erlangen ſein 
ſollte, wenigſtens den Zutritt derjenigen Bürger begehrt, von denen die Stadt⸗ 
verordneten gewählt werden. Erſterer wünſcht zugleich, daß in den öffentli⸗ 
chen Sitzungen der Magiſtrat vertreten fein möge — ungefähr wie in den 
Kammern die Staats⸗Verwaltung durch Minister vertreten wird, — weil 
dadurch der ſich täglich mehrende Geſchäfts-Verkehr zwiſchen Magiſtrat und 
Stadtverordneten erleichtert und durch ſofortige Auskunft in zweifelhaften 
Fällen vielfache Korreſpondenz vermindert werden könne. Bedingte Oeffent⸗ 
lichkeit beantragt der Abgeordnete Wächter aus Tilſtt in der Art, daß nur 
„ſtimmfähige Bürger“ zugelaſſen werden. Auch die Petition der Abgeordne⸗ 
ten Sperling, Dulk und Heinrich aus Königsberg in Preußen, welche 
erſt nach Abfaſſung des Abtheilungs-Protokolles vorgelegt worden, nimmt für 
„wahl und ſtimmfähige Bürger“ den qu. Zutritt in Anſpruch. In dieſer 
Beziehung kam bei der Abtheilung zur Sprache: 1) Ob es gerathen ſei, die 
Oeffentlichkeit der Stadtverordneten-Verſammlungen ſowohl für die großen, 
als für die kleinen Städte zu beantragen. Von der einen Seite wurde hier⸗ 
bei geltend gemacht, daß die kleineren Städte hierzu weniger geeignet erſchie⸗ 
nen, weil bei ihnen die Kommunal-Angelegenheiten ſich vielfach den Privat⸗ 
Intereſſen einzelner Klaſſen der Einwohner näherten. Auf der anderen Seite 
erblickte man einen Vorzug der Städteordnung gerade darin, daß ſie ſich, ihrem 
Prinzipe nach, für alle Städte als gleich anwendbar erweiſe. Noch wurde 
zwiſchen großen, mittleren und kleinen Städten unterſchieden, ſo daß die Oef⸗ 
fentlichkeit nur für Städte über 10,000 Einwohner befürwortet werden ſolle, 
während Andere bis 3500 Einwohner heruntergehen wollten, noch Andere ſie 
für alle Städte anwendbar Beben * 
ſchiedenen Anſichten ergaben gegen 4 Stimmen l 
. 10 gegen Boden für Städte von 3500 bis 10,000 Einwoh⸗ 
nern, und 9 gegen 6 Stimmen eben ſo für die kleineren Städte. 2). Die 
ganze Abtheilung iſt der Meinung, daß die Oeffentlichkeit der Stadtverord— 
neten⸗Verſammlungen nicht allgemein angeordnet, ſondern nur denjenigen 
Städten gewährt werden ſolle, welche ſolche wünſchen und in denen Magi- 
ſtrat und Stadtverordnete damit einverſtanden find. Die Zuſtimmung der 
Magiſtrate, wenn ſolche nicht aus beſonderen Gründen zurückgehalten wird, 
fol: von der vorgeſetzten Regierung ergänzt werden können. 3 Daß den 
Stadtverordneten zuſtehen müſſe, neben den öffentlichen auch geſchloſſene Siz— 
zungen halten zu können, um allein über Angelegenheiten zu berathen, welche 
ſich nicht für die Oeffentlichkeit eignen, liegt in der Natur der Sache. In 
den öffentlichen Sitzungen erſcheint aber eine Vertretung des Magiſtrats noth⸗ 
wendig und zweckmäßig. Nothwendig aus den bereits oben angeführten, als 
in dem Sinne der Staats⸗Regierung liegenden Gründen; zweckmäßig aber, 
weil ſich dabei eine Menge Unſicherheiten, Mifverftändniffe beſeitigen, Aus⸗ 
künfte ertheilen und weitläuftige Korreſpondenzen vermeiden laſſen werden. 
Auch tritt die Wirkſamkeit der beiden ſtädtiſchen Organe mehr in einander, 
deren gegenſeitiges, ſo wie das Vertrauen der Gemeinde zu ihren Vertretern 
und Behörden, wird weſentlich gekräftigt werden. Die unterzeichnete Abthei⸗ 
lung war hiervon ſo überzeugt, daß ſie die Vertretung des Magiſtrats zur 
Bedingung der qu. Oeffentlichkeit macht, mit Ausſchluß von 2 Stimmen, 
welche nur inſofern abwichen, als ſie dem eignen Ermeſſen des Magiſtrats 
feine Vertretung überlaſſen wollen. Es wird nicht überflüſſig ſein, hierbei 
zu bemerken, daß in obiger Bedingung keine Beſchränkung für die Stadt⸗ 
verordneten in der Freiheit ihrer Berathungen hinſichtlich ſolcher Fälle liegt, 
bei denen die Gegenwart eines oder einiger Magiſtrats-Mitglieder ihnen hin⸗ 
derlich ſein könnte, da es denſelben unbenommen bleibt, ſolche Gegenſtände in 
den geſchloſſenen Sitzungen zu behandeln, wo eine Vertretung des Magiſtrats 
nicht vorhanden iſt. Nach dieſen Ausführungen empfiehlt die Abtheilung, dem 
hohen Vereinigten Landtage die Eingangs gedachten Petitionen dahin a) Daß 
die Oeffentlichkeit der Stadtverordneten-Verſammlungen befürwortet wird, je⸗ 
doch b) unter Vertretung des Magiſtrats, ohne Stimmrecht, in den öffent⸗ 
lichen Sitzungen; c) für alle Städte ohne Unterſchied, welche d) die qu. 
Oeffentlichkeit beantragen, und zwar e) unter Uebereinſtimmung des Ma⸗ 
giſtrats und der Stadt⸗Verordneten. N 
g. Sommerbrodt: Es iſt gewiß Keiner in der hohen Verſamm⸗ 
lung, der nicht von dem hohen Werth und der tiefen Bedeutung des uns 
verliehenen wahrhaft Königlichen Geſchenkes der Städte-Ordnung vom 19. 
November 1808 durchdrungen wird. Ein Geſetz, welches den Bürger von 
Willkür befreite und ein freies, ſelbſtſtändiges Bürgerthum begründet — ein 
Geſetz, durch welches den Vertretern der Bürgerſchaft nicht blos eine beras 
thende, ſondern eine beſchließende, entſcheidende Thäligkeit zugeſichert wurde 
— ein Geſetz, welches, wie des hohen Geſetzgebers eigene Worte lauten, eine 
feſte Vereinigung in den Dürgergemeinden bilden, ihnen eine thätige Einwir⸗ 
kung auf die Verwaltung des Gemeinweſens beilegen und Gemeinſinn erre— 
gen und erhalten ſollte. Unſchätzbare Nechte find uns durch dieſes Geſetz ver⸗ 
liehen, Rechte, die wir Bürger durch Einigkeit und Einſtimmigkeit in unſerer 
Denk⸗ und Handlungsweiſe mit aller uns en Pes zuſtehenden Kraft ſchüz⸗ 
zen und als en unferer bürgerlichen Freiheit wahren wollen. Im 
ktodten Buchſtaben liegt aber kein Leben, und wenn der Bürger das Geſetz 
auch auswendig lernte, ſo hätte er nur wenig gewonnen Nur allein die 
praktiſche Ausführung und Anwendung bringt Leben in den kodten Körper. 
Dieſe lernen aber nur diejenigen kennen, welche Kommunal-Aemter bekleiden, 


für Städte über 10,000 


Die Abſtimmungen über dieſe ver⸗ 


deren ſind nur wenige; die Uebrigen erfahren ſo gut wie nichts. Die Folge 
davon iſt, daß Indifferentismus gegen Kommunal-Angelegenheiten bei einem 
großen Theil eintritt, der Zweck alſe, den der Geſetzgeber vor Augen gehabt, 
wird nur in ſehr geringem Grade erreicht. Ganz anders würde es ſich ge⸗ 
ſtalten, wenn Oeffentlichkeit der Stadtverordneten-Verſammlungen geftattet 
würde; dann hätte jeder Bürger Gelegenheit, das Geſetz praktiſch kennen zu 
lernen; dann würde er das Geſetz mehr ſchätzen, lieben und achten, gewiſſen⸗ 
hafter darnach handeln, dann, würde er es verſtehen, dann wüßte er zu be⸗ 
urtheilen, ob die gewählten Vertreter der Bürgerſchaft ſich des in ſie gefeg- 
ten Vertrauens würdig zeigen, dann würde das Intereſſe an Kommunal-An⸗ 
gelegenheiten erweckt und der echte Bürgerſinn belebt und gefördert werden. 
Und wer gewönne dabei am meiſten? ſicherlich nur die Krone und der Staat, 
deſſen Abſicht es iſt, Bürger im Sinne dieſes Geſetzes zu beſitzen. Nothwen⸗ 
dig iſt es allerdings, daß bei geſtatteter Oeffentlichkeit die Anweſenheit einer 
Magiſtratsperſon flattfinde, nicht allein, um Mißverftändniffe zu beſeitigen, 
etwa vorkommen könnende unbegründete Angriffe gegen Magiſtrat oder Staats⸗ 
behörden zu widerlegen, ſondern auch um durch kurze Auskunft den Geſchäfts⸗ 
gang öfters zu fördern. Soll aber eine ſolche Oeffentlichkeit von recht allge⸗ 
meinem Nutzen fein, ſoll Gemeinſinn aller Bürger dadurch erreicht werden, 
fo iſt davon unzertrennlich, ja unbedingt nothwendig, daß auch den Stadt⸗ 
verordneten geſtattet werde, ihre Verhandlungen zu veröffentlichen, und daß 
dieſe keiner anderen Kontrolle unterworfen ſeien, als der im Cenſur-Geſetze 


vorgeſchriebenen. Nicht allein in kleinen, ſondern auch in größeren Städten 


kann nicht jeder gewerbtreibende Bürger die Sitzungen beſuchen, wohl aber 
wird er, wenn er die Verhandlungen gedruckt erhält, ſie nachleſen, Intereſſe 
an den Kommunal-Angelegenheiten gewinnen und echter Bürgerſinn in ihm 
erweckt werden. Ich habe eine dieſen Gegenſtand betreffende Petition einge⸗ 
reicht, ſehe ſie aber nicht dieſem Referate angeſchloſſen; ich ſtelle daher das 
Amendement, welches meine Petition in ſich faßt: „Se. Majeſtät den König 
zu bitten, den Stadtverordneten die Veröffentlichung ihrer Verhandlungen, 
welche in Anweſenheit eines dazu beſtimmten Magiſtrats-Kommiſſarius in den 
betreffenden Sitzungen ſtattgefunden, zu geſtatten, dieſelben aber keiner ande⸗ 
ren und mehreren Kontrolle, als der in dem Cenſur⸗-Geſetze vorgeſchriebenen, 
zu unterwerfen.“ - g 
Abg. Müller (aus Wegeleben): Wohl Niemanden in der hohen Ver⸗ 
ſammlung wird der freudige Eindruck entgangen ſein, den die Nachricht von 
der Oeffentlichkeit der Gerichtsverhandlungen bei dem Publikum hervorgebracht 
hat, welche Theilnahme dieſe Oeffentlichkeit da, woͤ fie bereits eingeführt iſt, 
gefunden hat. Ich glaube aber, daß in den Städten die Freude noch weit 
größer ſein wird, wenn es den Bürgern geſtattet ſein wird, bei den Stadt⸗ 
verordneten Verſammlungen gegenwärtig zu ſein. Was ſich vielleicht auch 
dagegen ſagen laſſen möchte, halte ich für unerheblich gegen den Nutzen, den 
ich mir davon für die ſtädtiſchen Angelegenheiten verſpreche; denn anführen 
will ich nur, daß vor Allem der Gemeinſinn dadurch erweckt und gehoben 
werden wird, daß es ein Sporn für die Stadtverordneten ſein wird, ſich mit deſto 
größerem Eifer der ſtädtiſchen Angelegenheiten anzunehmen und ſich das Vertrauen 
ihrer Mitbürger zu verſchaffen. Sehr bald werden dann auch die Bürger diejeni⸗ 
gen heraus zu finden wiſſen, denen das wahre Wohl der Stadt am Herzen liegt. 
Ueberhaupt halte ich den Weg der Oeffentlichkeit für das geeignetſte Mittel, 
den Bürgern ein richtiges Urtheil über ſtädtiſche Angelegenheiten zu verſchaf⸗ 
fen, und ſtimmt die hohe Verſammlung mit mir für unbedingte Oeffentlich⸗ 
keit der Verhandlungen der Stadtverordneten in allen Städten der Monar⸗ 
chie, ſo glaube ich, werden ſich die Bürger dem hohen Landtage zu lebhaftem 
Danke verpflichtet fühlen. (Lebhafter Ruf nach Abſtimmung.) 

Stimme: Es iſt noch Niemand gegen dieſen Antrag aufgetreten. 

Marſchall: Es find noch von mehreren Seiten Amendements ange⸗ 
meldet worden, und dieſe werden gehört werden müſſen. Der Herr Abgeord⸗ 
nete Krüger hat das Wort. 

Abg. Krüger: Ich glaube, indem ich der verehrlichen Abtheilung in 
allen Punkten beiſtimme, in welchen jene Oeffentlichkeit bevorwortet wird, 
doch noch ein Amendement ſtellen zu müſſen, welches ich aus der Erfahrung 
begründen zu können glaube. Ich bin nämlich der Ueberzeugung, en wenn 
man den Stadtverordneten und Magiſtraten dieſes Recht nur zugeſteht, fie 
aber nicht verpflichtet, es zu gebrauchen, die Aengſtlichkeit nur allzu groß 
vorherrſchen, und man in wenigen Städten deshalb Gebrauch davon machen 
möchte. Daher beantrage ich: „Des Königs Majeftät allerunterthänigſt zu 
bitten: a) die Oeffentlichkeit der Stadtoerordneten-Verſammlungen und die 
Veröffentlichung ihrer Beſchlüſſe durch ein Allerhöchſtes Geſetz für alle 
Städte zu befehlen; b) die Sitzungen bei geſchloſſenen Thüren 
nur ausnahmsweiſe auf diejenigen wenigen Berathungsfälle zu beſchränken, 
welche das Intereſſe des Saats oder der Stadt oder die perſön⸗ 
liche Ehre verlegen könnten; c) endlich die geheime Ballotage 
nur auf Wahlen zu beſchränken; d) dagegen die Vertretung des Ma⸗ 
giſtrats (ohne Stimmrecht) in den Sitzungen nur wie bisher, wenn es 
derfelbe in einzelnen Fällen für nöthig hält oder wenn die Stadt⸗ 
verordneten es wünſchen, ſtattfinden zu laſſen.“ Ich bitte die hohe 
Verſammlung, dieſes Amendement geneigteſt zu unterſtützen. (Die Unterſtüz⸗ 
zung erfolgt ausreichend.) 

Abg. Hanſemann: Meine Herren! Ich zweiſle nicht daran, daß 
der Beſchluß wegen der Oeffentlichkeit einſtimmig gefaßt werden wird, aber 
er paßt nicht genau auf die Rheinprovinz, und doch bin ich überzeugt, Sie 
werden der Rheinprovinz eben ſo viel geben wollen, wie Sie beantragen, und 
wo möglich noch etwas mehr. (Viele Stimmen: Ja! Ja! und große Hei⸗ 
terkeit in der Verſammlung.) Ich werde alſo mit meinem Amendement war⸗ 
ten, bis Ihr Beſchluß gefaßt iſt, und bemerke nur, daß es darauf ankommt, 
Ihren Veſchluß unſeren rheiniſchen Verhältniſſen anzupaſſen, die anders find, 
Ich werde aber bis nach Ihrem Beſchluſſe mit meinem Antrage warten. 

Marſchall: Es haben ſich noch 9 Redner angemeldet, darunter jegt 
einer, der gegen das Amendement ſprechen will. Zum Theil iſt das Amen⸗ 
dement allerdings unabhängig von den Beſchlüſſen, welche vorhergehen kön⸗ 
nen. Wenn die hohe Verſammlung es für wünſchenswerth hält, jetzt die 
Debatte zu ſchließen, fo werde ich die Anträge der Abtheilung zuerſt zur Ab⸗ 
flimmung bringen und das Amendement hinterdrein. Ich frage, ob die hohe 
Verſammlung den Schluß der Debatte wünſcht? Er ift gewünſcht. 

B (Fortſetzung in der dritten Beilage.) i 
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Eine Stimme 
zuerſt zur Unterſtützung gebracht werde. 
Marfhall: M men f 
es ſind verſchiedene Amendements, wovon mehrere ganz unabhängig von die⸗ 
en hi d 
nt a ob die Amendements, welche von dem Herrn Abgeordneten Krü⸗ 
ger verleſen 
terſtützung gefunden. 
merbrod betrifft, 
daſſelbe, weil es als 
richtet werden wird. 
wird der Gegenſtand nicht füglich zur Berathung geſtellt werden können. 
Stimme (vom Platz): 
dieſem Punkt ganz im 
Marſchall: Ich 
des Herrn Abgeordneten 1 t 
daß die Oeffentlichkeit für alle Städte befohlen werden ſoll. Dieſe Frage 
kommt offenbar hiermit zur Abſtimmung. Ich will erſt fragen, ob 4 24 
nicht 


Stadtverordneten⸗Verſammlungen nur denjenigen Städten, welche darauf 
antragen, unter . 
für ſtimmen, bitte ich aufzuſtehen. 
nun noch ein Unterſchied gemacht worden nach der 
Stimmen durch einander.) Ich verſtehe das ſo, daß, 
die Oeffentlichkeit beantragt, ſie auch ihr gegeben werde. 

Viele Stimmen: Ja wohl. N b 

Marſch Dies iſt alſo auch angenommen. 

- Abg. Gier: Ich wollte mir nur die Frage erlauben, ob Sie nicht die 
Gewogenheit haben wollten, hier zu Protokoll bemerken zu laſſen, daß nicht 
zwei Drittel oder eine große Majorität dafür war, ſondern faſt einſtimmig. 

Marſchall: Es iſt immer ſehr ſchwer zu fagen: faſt cinſtimmig, was 
iſt das? wie viel gehören dazu? Wenn man ſagt: mit überwiegender Dias 
jorität, fo heißt das über zwei Drittel. (Abgordn. Sommerbrodt bittet ums 
Wort.) Ich weiß nicht, ob es nöthig iſt, zu fragen, ob unter dieſen Be⸗ 
dingungen die Oeffentlichkeit erbeten werden ſoll; die dagegen ſind, bitte ich, 
aufzuſtehen. (Es erhebt ſich Niemand.) Iſt alſo einſtimmig angenommen. 
Abg. Sommerbrodt: Ich habe ein Amendement geſtellt. Wird dar⸗ 
über nicht abgeſtimmt werden? 

Marſchall: Es iſt wiederholt von dem Herrn Abgeordneten Sommer⸗ 
brodt beantragt worden, daß derjenige Antrag, der beſonders in der Abthei⸗ 
lung bearbeitet wird, und den er hier als Amendement geſtellt hat, jetzt zur 
Erwägung genommen und das Gutachten nicht abgewartet werde. Ich bitte 
diejenigen, die dies unterſtützen wollen, aufzuſtehen. (Es wird nicht unter⸗ 
Rüge.) Ich bitte den Herrn Abgeordneten Hanſemann, 
vors 0 t x 1 

9. Hanfemann: In der Rheinprovinz find die Verhältniſſe ans 
ders, als hier zu Lande. Nichtsdeſtoweniger halten wir uns ganz an das 
Weſen des Beſchluſſes, der dahin geht, daß eine Uebereinſtimmung zwiſchen 
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dem Magiſtrat und der Gemeinde ⸗Verordneten⸗Verſammlungen ſtattſinden 
ſoll, nur daß wir bei uns Bürgermeiſter ſagen. Mein Amendement würde 
alſo dahin gehen, daß ich Sie bitte, der Rheinprovinz zu bewilligen, in Bezie⸗ 
hung auf die in der Rheinprovinz beſtehende Gemeinde-Ordnung die Oeffent⸗ 
lichkeit dort auf alle Gemeinde⸗Verordneten- und Bürgermeiſterei⸗Verſammlun⸗ 
gen anzuwenden, wenn dieſe darüber mit den Bürgermeiſtern einverftanden 
ſind. Ich hoffe, Sie werden dies einſtimmig für die Rheinprovinz zugeben. 
Maäaarſchall: Findet das Amendement Unterſtützung? (Wird hinreis 
chend unterſtützt.) Ich kann alſo fragen, ob daſſelbe angenommen wird und 
bitte diejenigen aufzuſtehen, welche dafür ſind. 3 

Eine Stimme: (Konnte des Geräuſches wegen nicht verſtanden wer= 
den, ſcheint aber nur gegen die Abſtimmung geſprochen zu haben. 

e arſchall: Ein Mitglied hat ſo eben behauptet, es könnte nicht ab⸗ 
geſtimmt werden, es iſt aber ſchon abgeſtimmt und angenommen. 

Marſchall: Es iſt mir der Wunſch geäußert worden, die Sonnabend⸗ 
Sitzung möge früher angefangen und früher geſchloſſen werden. Sofern dies 
der Wunſch der hohen Verſammlung iſt, bin ich dazu erbötig und frage, ob 
es Ihnen gefällig it, ſchon um 8 Uhr die Sitzung zu beginnen, die wir dann 
um 1 Uhr ſchließen könnten. (Wird von vielen Seiten bejaht.) Ich bitte 
Sie alſo, am Sonnabend ſich um 8 Uhr einzufinden. Das Protokoll könnte 
dann auch fpäter verleſen werden. Die Tages⸗Ordnung für morgen it: 
Gutachten, die Eides⸗Normen und Verminderung der gerichtlichen Eide be⸗ 
treffend, desgleichen die Ausdehnung des öffentlichen und mündlichen Krimi⸗ 
nal⸗Verfahrens betreffend, desgleichen die Aufhebung der Sonderung in Theile 
betreffend, desgleichen die Oeffentlichkeit des Anklage Vortrages und der Ur⸗ 
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verleſen und genehmigt. 

Graf Itzenplitz: Verlieſt hierauf das Konkluſum über die Berathung 
des Antrags auf Reviſion des Zolltarifs zur Mittheilung an die Kurie der 
drei Stände. 

Marſchall: Es wird ſich gegen den Inhalt dieſes Schreibens nichts 
zu erinnern finden, und wir kommen nun zur Berathung des Antrages des 
Prinzen von Biron, betreffend die Reform der Patrimonial- Gerichtsbarkeit in 
9 Provinzen des Staats. Ich bitte Herrn von Keliſch, den Bericht 
zu erſtatten. 

Referent v. Keltſch: Die Petition des Prinzen Biron ſelbſt lautet ſo: 

Petition 
an den hohen Vereinigten Landtag, betreffend die Reform der Patrimonial⸗ 
Gerichtsbarkeit in mehreren Provinzen des Staates. 

Die mit der gegenwärtigen Verfaſſung der Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit, 
wo dieſelbe noch nach alter Norm beſteht, verbundenen Mängel ſind ſchon ſo 
vielſach von den Vetheiligten dargethan und anerkannt worden, daß es hier 
nicht einer weiteren Auseinanderſetzung bedarf. Wie ſehr dieſer Gegenſtand 
eine baldige Erledigung erheiſcht, zeigen die Bitten und Wünſche, die den 
Landtagen vorgelegen, und das reiche Feld der darüber erſchienenen Schrif⸗ 
ten. Ich erlaube mir, auf eine als Manuſkript gedruckte Schrift des Herrn 
Major von Vincke auf Olbendorf aufmerkſam zu machen, indem dieſelbe an 
viele Mitglieder des Vereinigten Landtages vertheilt worden. Es iſt heilige 
Pflicht eines jeden Standes, die Hand ſelbſt zu bieten zur Modiſizirung ſol⸗ 
cher Vorrechte, durch welche erweislich anderen Ständen oder dem Ganzen 
Nachtheile, ja Schaden erwachſen, dagegen die Rechte treu und feſt zu be⸗ 
wahren, weiche den anderen Ständen oder dem Staate nützlich ſind. Aus 
dieſer Anſicht, welche, in bin überzeugt, von vielen meiner Herren Mitſtände 
getheilt wird, erlaube ich mir, den hohen Vereinigten Landtag zu bitten: 
Derſelbe möge an Se. Majeſtät den König die Petition richten: daß Se. 
Majeſtät geruhe, einen Entwurf zu einer zweckmäßigen Reform der Patri⸗ 
monial⸗Gerichtsbarkeit ausarbeiten und den getreuen Ständen zur Berathung 
Allergnädigſt vorlegen zu laſſen. 

(Da die Debatten über dieſe Petitionen für unſere Leſer kein Intereſſe haben, 
weil in unſerer Provinz es keine Patrimonialgerichte giebt, ſo laſſen wir ſie 
fortfallen. 

Marſchall: Ich bringe die Frage IR Abſtimmung: Tritt die Ver⸗ 
ſammlung dem Antrage der Abtheilung bei? und diejenigen, welche dem An⸗ 
trage nicht beitreten wollen, würden dies durch das Zeichen des Aufſtehens zu 
erkennen geben. (Niemand erhebt ſich.) Die Frage iſt einſtimmig bejaht. Die 
Zeit der nächſten Sitzung kann noch nicht angegeben werden; ich muß mir 
daher vorbehalten, zu derſelben beſonders einzuladen, und ſchließe die gegen⸗ 
wärtige Sitzung. (Schluß der Sitzung 4 Uhr.) 

Sitzung der Kurie der drei Stände am 21. Mai. 

Die Sitzung beginnt nach 311 Uhr unter Vorſitz des Marſchalls von 
Rochow mit Vorleſung des über die geſtrige Sitzung geführten Protokolls 
durch Secretair Kuſchke. 

Secretair v. Patow: Wenn ich das Protokoll richtig verſtanden habe 
fo beißt es bei der Erklärung des Abg. Zimmermann, daß die von ihm aus 
Kamptz's Annalen verlefene Eidesnorm bei den Schulzen und Schöffen noch 
angewendet werde. Es iſt dieſes Faktum aber nicht richtig. Mein Antrag 
geht dahin, daß geſagt werde: „Die Eidesnorm, welche in Kamptz's An⸗ 
BAER deen iſt, jedoch gegenwärtig gar nicht mehr zur Anwendung 

ommt.“ 

Marſchall: Findet ſich ſonſt noch etwas zum Protokoll zu bemerken? 
Da nichts bemerkt wird, ſo iſt das Protokoll, mit Vorbehalt der Abände⸗ 
rungen, die noch gemacht werden ſollen, in feinen übrigen Theilen angenom- 
men, die Abänderungen aber ſelbſt werden noch vorgetragen werden. Es hat 
nun der Herr Abgeordnete Milde das Wort. 

Abg. Milde: Meine Herren! Von den Ereigniſſen, welche die neuere 
Zeit gebracht hat, iſt keines in ſeinen Folgen auf den Handel und die In⸗ 
duſtrie Preußens ſo unheilvoll rückwirkend geweſen, als die Einverleibung 
Krakau's in die öſterreichiſchen Staaten. Die Vorbehalte, welche unſer Ka⸗ 
binet zu Gunſten der kommerziellen Intereſſen geſtellt hatte, ſind ohne alle 
Erheblichkeit und ohne allen Nutzen für uns bis jetzt geweſen. Denn 
während wir das Recht hatten, erwarten zu dürfen, daß mit der admi⸗ 
niſtrativ-politiſchen Einverleibung des Freiſtaates die merkantil⸗politiſche noch 
nicht ausgeſprochen ſei, ſo iſt durch die Bekanntmachung vom II. Januar 
d. J. dieſe Vorausſetzung geſchwunden. Nachdem dies geſchehen war, durfte 
man ſich mit Recht einer weiteren Hoffnung hingeben, nämlich daß dieſe mer⸗ 
kantil⸗politiſche Einverleibung in den möglichſt ſchonenden und milden For⸗ 
men Platz greifen würde. Von alle dem iſt das Gegentheil geſchehen, indem 
die Einſchließung des krakauer Gebietes in die öſterreichiſche Zolllinie lin fo fehe 
kurzer Zeit nach der Publikation des Beſitzergreifungs⸗Patentes erfolgte, daß 
kaum der vierte Theil der in Krakau lagernden Waaren in den Verbrauch 
haben übergebracht werden können. In den meiſten Fällen war die Nach⸗ 
ſteuer, welche von Seiten der Kaiſerlich Königlichen Staatsverwaltung ver⸗ 
langt wurde, eine fo bedeutende, daß ſie völlig unerſchwinglich war, und 
daß ſie denjenigen, welcher ſolche Waarenvorräthe beſaß, völlig ruiniren 
mußte. Nun waren aber der Natur der Sache nach ein großer Theil jener 
Waaren, die in Krakau für kaufmänniſchen Verkehr lagerten, unbezahlte 
Waaren und gehörten effektiv noch dieſſeitigen Staats⸗Unterthanen an, die 
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natürlich, indem die Steuer von den krakauer Staats⸗Angehörigen gefordert 
wurde, ſofort zur Verfügung der diesſeitigen Gewerb⸗ und Handelstreibenden 
geſtellt waren. Ich muß nun erwähnen, daß dieſes die Waaren im Allge⸗ 
meinen betraf und noch nicht diejenigen Artikel ſubſumirt waren, die unter 
die Staats⸗Monopole in den Kalſerlich Königlichen Erbſtaaten gerechnet find, 
jedoch als ſchon damals nach dem II. Januar die Nachſteuer verlangt wurde, 
wurde mit großer Oſtentation von Kaufleuten in Krakau nicht allein eine 
Menge Waaren verſchenkt, ja effektiv ins Waſſer geworfen und vernichtet, 
weil man ſagte: wir können nicht die Nachſteuer bezahlen und auch nicht 
diejenigen, welche uns die Waaren geſchickt haben. 


Nach ſolchen Maßnahmen mußte es vollkommen unmöglich werden, daß 


die bedeutenden Außenſtände, die dieffeitigen Unterthanen an Bürger des ches 
maligen Freiſtaats Krakau zu fordern haben, zu realiſiren find, und daß 
dieſe Forderungen effektiv in dieſem Augenblicke inexigibel find, verſichere ich 
Sie. Mein Antrag geht deshalb dahin: daß auf irgend eine Art und Weiſe 
den dieſſeitigen Staats⸗Unterthanen geholfen werde, dieſe ihre Außenſtände 
beizutreiben, und um ſo mehr beizutreiben, da die gegenwärtige Geſetzgebung 
in Krakau eine ſolcht iſt, die nicht geſtattet einen Wechſelſchuldner zur Haft 
zu bringen. Sie ſehen, wir find in jeder Beziehung hülflos, und ich für mein 
Theil ſchätze die Ausſtände, die dieſſeitige und vereinsländiſche Unterthanen 
in Krakau in dieſem Augenblicke haben, die fällig ſind und bezahlt werden 
ſollten, eher auf 2 Millionen als auf 1 Million Thaler. Dieſe bedeutende 
Summe unſeres Staatsvermögens zu verlieren, wird für uns in dieſer Zeit 
der Noth, in der wir jetzt leben, ſehr ſchwer werden, und um ſo mehr, da 
ich, national⸗ökonomiſch geſprochen, keinen Weg weiß, einen ſolchen Verluſt 
bald und raſch wiederum zu erringen und zu erwerben. Ich erlaube mir 
demnach folgenden Antrag: 

Der hohe Landtag möge beſchließen, daß durch Vermittelung des Herrn 
Landtags⸗Kommiſſars bei Sr. Majeſtät dem Könige die Erlaubniß Sr. Ma⸗ 
jeſtät des Königs nachgeſucht werde, daß noch jetzt eine Petition zur Bera- 
thung bei dem Vereinigten Landtage angebracht werden dürfe, in welche unter 
Hinweiſung der großen Verluſte in baaren Ausſtänden und unbezahlten Waa⸗ 
ren, welche der Handelsſtand Preußens nach der Einverleibung des ehemaligen 
Freiſtaates Krakau mit Oeſterreich und durch die öſterreichiſcherſeits angeord⸗ 
nete Nachſteuer herbeigeführten Inſolvenz⸗Erklärungen und Waaren⸗Vernich⸗ 
tungen erleidet, eine Liquidations⸗Kommiſſton niedergeſetzt werde, deren Auf⸗ 
gabe darin beſtehen ſoll, ſolche Verluſte zu konſtatiren, um demnächſt auf 

diplomatiſchem Wege der Kaiſerlich Königlichen Staate-Regierung zur Liqui⸗ 
dation und Entſchädigungs⸗Forderung vorgelegt zu werden.“ 

Meine Herren, die wahre innere Kraft eines großen Staates liegt in 
dem Schutze, den er ſeinen Bürgern gewähren kann, gewähren will und zu 
gewähren vermag. Das erhebende Gefühl des Patriotismus wird genährt, 
wenn der Staats⸗Angehörige weiß und überzeugt iſt, daß der Fremde ihn 
nicht ungeſtraft in ſeinen Rechten oder in ſeinem Beſitze kränken oder beſchä⸗ 
digen darf. Die Liebe zum Vaterlande, der Stolz des Volksbewußtſeins, 
welche allein zu den großen Thaten geführt haben, welche wir an jenen bei⸗ 
den berühmten Völkern, von denen das eine dem Alterthum, das andere der 
neuen Zeit angehört, bewundern, fie iſt genährt, gehegt, gepflegt und erzogen 
worden in dem gleichen Schutze, welchen der erſte wie der letzte Staatsbürger 
von dem Allgemeinen der res publica ſicher war und ſicher iſt, zu finden. 
Wir träumen ſo oft, meine Herren, von einer deutſchen National⸗Handels⸗ 
flagge, weil ſte Schutz gewähren fell den Unſtigen, feien fie auch durch Meere 
vom Vaterlande getrennt, ja mögen ſie ſich befinden bei den Antipoden; wir 
wollen fie dadurch ſchützen in ihren Beſtrebungen, weil jede Errungenſchaft, 
wie ſie ſich auch ausdrückt, ein Gemeingut, ein Eigenthum des Vaterlandes 
wird: und wir ſollten einen ſolchen Schutz nicht gewähren, wenn der Schutz⸗ 
ſuchende an Unfeter Thüre vor unſerem Haufe anklopft und um Schutz bit⸗ 
tet? Es iſt von beredter Zunge vor wenigen Tagen von dieſem Orte aus 
auf den herrlichſten aller Wahlſprüche hingedeutet worden, auf das suum 
cuique, als jenes Wahlſpruches, welcher Jedem das Seine geben und ge⸗ 
währen, und Jeden in dem Seinen ſchützen will; hoffen wir auch, daß unter 
einem ſolchen Wahlſpruche nicht allein Preußen, ſondern das geſammte deut⸗ 
ſche Vaterland in jenem Verbande friedlicher Beſtrebungen und Eroberungen 
hehr und groß einer mächtigen Zukunft entgegengeführt werden wird. 

(Vielfaches 77 N ae 
all: Das es ſich darum handelt, eine Petition einzubringen, 
. für die Zuläſſigkeit derſelben verſtrichen iſt, jo könnte 
dies nur geſchehen, wenn der Herr Landtags⸗Kommiſſar die Geneigtheit ha⸗ 
ben wollte, bei Sr. Majeſtät dem Könige ſich dafür zu verwenden, daß dies 
geſchehen könne. Ich erlaube mir alſo mit dieſer Frage mich an den Herrn 

andtags⸗Kommiſſar zu wenden. N b 
. S ee r: Wenn ich gleich glaube, daß ein Vortrag, 
wie derjenige, welchen wir eben gehört haben, in dem von Sr. Majeſtät der 
hohen Verſammlung gegebenen Reglement keine rechte Stätte findet, und ob⸗ 
gleich ich ferner glaube, daß der Herr Antragſteller, wenn er ſeine Bitte un⸗ 
mittelbar an des Königs Majeſtät gerichtet hätte, wohl im Weſenlichen zu 
demſelben Reſultate gelangt wäre, fo darf ich doch in keinem Falle meine 
Vermittelung verſagen, um auch in dem Wege, den der Herr Antragſteller 
gewählt hat, die Entſcheidung Sr. Majeſtät darüber herbeizuführen, ob ſein 
Antrag noch nachträglich von der hohen Verſammlung diskutirt werden darf. 
Ich kann natürlich nicht vorherſehen, welches die Entſcheidung Sr. Majeſtät 
fein wird, glaube aber, daß es darauf ankommen wird, den Antrag ſelbſt zu 
kennen. Deshalb würde ich bitten, daß der Herr Antragſteller jedenfalls mit 
dem Geſuche auf die Zulaſſung auch den Antrag ſelbſt mir übergäbe, und 
zwar um ſo mehr, als, um anderweitige Konſequenzen in dieſer Beziehung 
zu vermeiden, zu unterſuchen ſein wird, ob die Umſtände, welche den Antrag 
motiviren, erſt in einer Zeit hervorgetreten ſind, wo die Präkluſton für die 
Petition bereits eingetreten war. f 

Abg. Milde: Ich habe darauf nur zu erwiedern, daß namentlich der 
letzte Schlag, der erfolgt it, in den Tagen vom 27. bis 30. April ſtattge⸗ 
funden hat, und vun 0 die Be he war, in welcher Petitio⸗ 
nen hier am Orte eingebracht werden konnten. ie 

Stadte⸗Miniſet von Canitz: Im nächſten Bezug ei dieſen Antrag, 
da er eben zur ern gekommen iſt, kann ich nur die Erklärung abgeben, 
daß von Seiten der Regiktung dieſe 1 ö 


fände nicht unbeachtet geblieben fin, 


ſondern ſogleich bei der noch ſchwebenden Verhandlung mit dem Kachbat⸗ 
Reiche ein darauf bezüglicher Schritt bereits geſchehen iſt. Daß ich darüber 
kein Refültat vorzulegen im Stande wäre, wenn ſich auch der Gegenstand 
ganz zur Publizität eignete, liegt in den Umfländen, wie fie der geehrte Red⸗ 
ner ſelbſt bezeichnet hat, nämlich in der Kürze der Zeit. a 
Abg. Hanſem ann: Es iſt von dem Abgeordneten aus Breslau eine 
Bitte geſtellt worden, und der Herr Landtags⸗Kommiſſar hat die Bereitwil⸗ 
ligkeit zu erkennen gegeben, dieſe Bitte bei Sr. Majeſtät dem Könige u be⸗ 
fürworten; indeſſen ſcheint es mir doch, daß es fehr wünſchenswerth wäre, zu 
wiſſen, ob die von dem Abgeordneten von Breslau geftellte Bitte als eine 
ſolche zu betrachten wäre, die nur von einem einzelnen Abgeordneten ausgeht, 
oder ob fie von der Verſammlung unterſtützt wird. Deshalb möchte ich de 
Herrn Marſchall erſuchen, die Verſammlung darüber zu befragen, ob fie fh 
der Bitte des Abgeordneten von Breslau, dieſe Sache noch nachträglich vor⸗ 
bringen zu dürfen, anſchließe? ar ” 
Marſchall: Eine Bitte, die auf ſolche Art geſte 


. die auf sold t und von dem 
Herrn Landtags⸗Kommiſſar zu befürworten betiprogen worden ift, wird in 
der hohen Verſammlung gewiß keinen Widerſtand finden; ſollte es alſo nö⸗ 
thig ſein, eine ſolche Frage an die Verſammlung zu richten, ſo will ich hier⸗ 
mit fragen, ob ſich Jemand dagegen zu erklären gedenkt? f a 
(Viele Stimmen: Nein!) rein 
Landtags-Kommiffar: Nür ein einziges Wort. Zur Vermeidung 
eines Mißverſtändniſſes muß ich mir zu bemerken erlauben, daß ich nicht ge⸗ 
ſagt habe, ich ſei bereit, dies Geſuch zu befürworten; vielmehr glaube ich 
nur geſagt zu haben: ich ſei bereit, es zu befördern. Ich bitte aber, aus 
dieſer Berichtigung nicht auf das Gegentheil ſchließen zu wollen, als ob ich 


nämlich nicht geneigt ſei, es zu befürworten. a at 

Marſchall: Der Herr Secretair wir Ihnen jetzt die Veränderungen 
vortragen, welche im Protokoll vorgenommen worden find. (Secretair Kuſchke 
verlieſt die Abänderung des Protokolls.) Da keine Bemerkungen mehr ſtatt⸗ 
finden, muß das Protokoll als angenommen betrachtet werden. 

Abg. v. Nothkirch: Lediglich aus Mißverſtändniß des §. 13 des Eee 
vom 3. Februar d. J. habe ich unterlaſſen, eine Petion einzureichen, welche 
die äußeren Angelegenheiten allerdings, aber tief auch die inneren an elegen⸗ 
beiten berührt. Es iſt nämlich von mir ein ſich auf dieſe äußeren Angelegen⸗ 
heiten beziehender Antrag heute früh dem Marſchall eingereicht, jedoch zurück⸗ 
gegeben worden. a 

Marſchall: Nicht zurückgegeben. Ich habe ihn noch. ** 

Abg. von Rothkirch: Der Herr ee mir 7 daß 
ſie ihn nicht geeignet zum Vortrage fänden, weil die Zeit zu Ei ibri gung 
von Petitionen vorüber ſei. Diem Antrag betrifft die Verhältniſſe mit Spa⸗ 
nien. Es iſt unverkennbar, und ich glaube, daß von einem großen Theil 
der Verſammlung der Nachtheil, wenn auch nicht empfunden, doch anerkannt 
wird, daß die Störung der diplomatiſchen Verhältniſſe mit Spanien einen 
großen Nachtheil in Bezug auf die kommerziellen und auf die übrigen Ver⸗ 
hältniſſe ausübt. Der Antrag, den ich angefertigt habe, iſt dahin gerichtet, 
Se. Mafeſtät allerunterthänigſt zu bitten, mit dem Königreich Spanien wies 
derum diejenigen diplomatiſchen Beziehungen anzuknüpfen, welche erforderlich 
find, um hiernächſt mit deſſen Regierung Handelsverträge abſchließen zu kön⸗ 
nen und den dieſſeitigen Unterthanen bei ihren Handelsbeziehungen den nö⸗ 
thigen Schutz zu gewähren, wodurch dem nik Handel neue Wege 
eröffnet und derſelbe auf eine feſte, ſichere Baſis geleitet wird. N 

Miniſter des Auswärtigen: Meine Herren! Dieſe nest mir 
eine Aufforderung, eine Bemerkung zu machen, die ich vorhin unterdrück habe, 
weil ich fie für unnöthig und folglich für ungehörig gehalten hatte, nämli 
Sie darauf aufmerkſam zu machen, daß das Recht, Verträge zu ſchllehen, 


die Verhältniſſe mit fremden Mächten zu ordnen und über Fragen 5 uus⸗ 
wärtigen Politik Beſchlüſſe zu faſſen, nicht blos ein Vorrecht, ſondern eines 
der weſentlichſten Attribute der Krone iſt, und ich kann nicht glauben, da 
es in Ihrer Abſicht liegt, auch nur eine Petition der Art an Se. Majeſtä 
den König zu richten, welche dies in Frage ſtellte. Eine nähere Erörterung 
der ſpeziellen Frage, ob in den Handels- Verhältniſſen mit der birifdien 
Halbinſel dynaſtiſche oder kommerzielle Verhältniſſe überwiegend find, würde 
nicht hierher gehören; ich halte mich dennoch für verpflichtet, daran zu erin⸗ 


nern, was ich früher für unnöthig und deshalb für ungehörig hielt, daß Sie 
ſich auf illegalem Boden befinden würden, wenn Sie eine Diskufſton über 
politiſche Fragen der Art zuliegen und eine Zeit, die Sie zum Wohl des 
Landes beſſer benutzen könnten, mit dergleichen Erörterungen zubringen. 

Abg., v. Beckerath: Ich glaube, auf die fo eben von dem Herrn Mi⸗ 
niſter der auswärtigen Angelegenheiten gemachte Bemerkung erwiedern zu 
müſſen, daß es wohl Keinem in der Verſammlung je in den Sinn gekom⸗ 
men iſt, irgend eines der geheiligten Vorrechte der Krone verletzen zu wollen. 
(Bravo.) Ich glaube ferner hinzufügen zu können, daß eine ſolche Verlez⸗ 
zung keinesweges in den Bitten liegen würde, die die Handelsverhältniſſe un⸗ 
ſeres Landes mit auswärtigen Staaten betreffen. Die Krone hat ja auch das 
alleinige Recht der Geſetzgebung in unſerem Staate, gleichwohl haben wir 
das Recht der Vitte und des Beiraths. Ich glaube im Gegeneheil, daß eine 
Verkennung des letzteren Rechts von Seiten des Herrn Miniſters darin zu 
finden ſein würde, wenn uns in jener Weiſe eine Beſchränkung auferlegt 
werden ſollte. (Bravo!) f f 

Der Herr Miniſter hat in einer der vorigen Sitzungen ſelbſt bemerkt, 
daß mehr oder weniger jede äußere Angelegenheit auch eine innere Seite 
habe, und daß die Angelegenheit, um die es ſich im vorliegenden Falle 
handelt, nämlich unſer diplomatiſches Verhältniß zu Spanien, eine ſolche 
Seite hat, das kann ich Ihnen aus dem Kreiſe meiner Erfahrungen, 
übereinſtimmend mit vielen meiner rheiniſchen Kollegen, beſtätigen. Ich ent⸗ 
halte mich jeder Bemerkung, ob es noch in der Befugniß des Herrn Mar⸗ 
ſchalls liegen kann, eine Petition jetzt nach veränderter Anſicht der Dinge zu⸗ 
zulaſſen, nachdem die Friſt zur Einreichung abgelaufen iſt. Ich habe aber 
den lebhaften Wunſch, daß es geſchehen möge, und erlaube mir die Bitte 
auszuſprechen, daß die Verſammlung ihre Zufimmung zu erkennen geben 
möge. (Beifallszeichen.) 


(Schluß folgt.) 


